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Von Michael Hasenpusch

Nichts geht mehr in Transport und Verkehr 
ohne Daten, Vernetzung und Algorithmen. 
Das hat Vorteile, lassen sich so Fuhrparks 
zentral und ohne händischen Aufwand 
verwalten, Routen planen, Kosten analy-
sieren und gleich senken. Auch die Elek-
tromobilität in den Flotten ist ein klarer Fall 
für gute Planung. Reichweiten, Ladezeiten 

und verfügbare Ladepunkte führen zu teils 
komplexen Rechenaufgaben. Die Heraus-
forderung der Digitalisierung liegt in ihrem 
„Treibstoff“, den Daten selbst. Denn sie 
machen mehr transparent als es manchem 
lieb sein mag. Wer also die DSGVO-Banner 
im Internet genervt wegklickt, der begegnet 
dem, wofür sie stehen, im Auto wieder. 
Die Antwort auf die Frage, welche Daten 
gesammelt werden und wem sie gehören, ist 
entscheidend für die Zukunft der Mobilität.

D
er individuelle Mobilitätsmix 
kann von Tag zu Tag anders 
aussehen: Wenn’s morgens 
regnet, fahren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mit 
der Bahn zur Arbeit. Scheint 

abends die Sonne, nehmen sie das Leihfahr-
rad, das vor der Firma wartet. Die Kosten für 
das Transportmittel der Wahl übernimmt 
der Arbeitgeber, der seinen Angestellten 
statt Jobticket oder Dienstwagen ein Mobili-
tätsbudget zur freien Verfügung bereitstellt. 
Davon profi tieren auf den ersten Blick alle: 
Der Mitarbeiter hat volle Flexibilität, der 
Arbeit geber motivierte Angestellte, die Um-
welt dankt es, wenn weniger Dienstwagen 
auf den Straßen sind. 

Diese Entwicklung ist auch im Sinn einer 
neuen Generation von Arbeitnehmern: „Wir 
stellen fest, dass jüngere Mitarbeiter seltener 
einen Dienstwagen wollen“, sagt Raiko 
Chabrowski von Pawlik Consultants, einer 
internationalen Unternehmensberatung aus 
Hamburg, die auf Personal- und Organisa-
tionsentwicklung sowie Personalberatung 
spezialisiert ist. „Schließlich wird für die 
Produktion eines Autos eine Menge Energie 
verbraucht. Carsharing oder selbst in die 
Pedale treten ist umweltfreundlicher.“ Diese 
Entwicklung passt gut zum coronabedingten 
Homeoffi ce-Trend: Wer nicht mehr täglich 
ins Büro fährt, hat vermutlich weniger von 
einem Dienstwagen oder einem Jobticket als 
Benefi t. 
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Allerdings, so weiß Chabrowski aus seinem 
Arbeitsalltag, werden Mobilitätsbudgets 
häufi ger diskutiert als umgesetzt. Das 
hänge damit zusammen, dass mit ihrer 
Einführung ein Stück Unternehmenskultur 
verändert werden muss. So könnten sich 
Mitarbeiter, die am Dienstwagen hängen, 
dagegen wehren, künftig Carsharing nutzen 
zu müssen. „Außerdem ist Mobilität längst 
nicht für alle ein Thema. Es könnten auch 
Fragen aufkommen wie: ‚Kann ich mein 
Budget nicht auch in Weiterbildung oder 
Fitnessangebote umwandeln?‘“

Ein dritter Punkt, der Firmen Kopfzer-
brechen bereitet, ist die Frage der Besteu-
erung. „Beim Dienstwagen ist klar, dass 
seine private Nutzung als geldwerter Vorteil 
versteuert werden muss“, so Chabrowski. 

Weil Mobilitätsbudgets noch relativ neu 
sind, ist es besonders wichtig, dass bei einer 
späteren Rechtsprechung nicht die Arbeit-
nehmer mit Steuernachzahlungen belastet 
würden, die sie möglicherweise gar nicht 
tragen könnten. „Diese Kosten müssten dann 
die Arbeitgeber übernehmen – und das kann 
teuer werden“, so der Unternehmensberater.
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Auf der anderen Seite stehen die Pluspunkte 
der Mobilitätsbudgets: ein modernes, fl exi-
bles System, das Arbeitgeber gerade in 
Zeiten des Fachkräftemangels für junge 
Arbeitnehmer attraktiv macht. „Das ist gut fürs 
Employer Branding“, sagt Chabrowski. „Die 
Online-Branche hat das bereits erkannt“, so 
der Unternehmensberater. „Dort gehören 
Mobilitätsbudgets zum Pfl ichtprogramm für 
Arbeitgeber.“ Allerdings: Firmen auf dem 
Land beispielsweise werden vermutlich eher 
selten auf Mobilitätsbudgets setzen können. 
Denn wenn lediglich alle zwei Stunden ein 
Bus vorbeikommt, wird auch das Budget 
samt Steuerung über eine App die Situation 
nicht verbessern. In den Städten dagegen, 
in denen an jeder Straßenecke E-Scooter, 
E-Motorroller und Leihfahrräder stehen,
können Mobilitätsbudgets zu einem Argu-
ment bei der Entscheidung für oder gegen
einen Arbeitgeber werden.

Ist die Entscheidung für die Einführung 
eines Mobilitätsbudgets gefallen, muss sich 
das Unternehmen entscheiden, mit welchem 
Anbieter es kooperieren möchte. Die 
Auswahl ist groß, der Markt in Bewegung. 
So kommen immer wieder neue Anbieter 
dazu, während andere von größeren 
Konkurrenten geschluckt werden. Die 
Firmen, die Mobilitätsbudgets anbieten, 
wählen oft Phantasienamen, die an Begriffe 
wie „Mobilität“ oder „Reise“ erinnern und 
die jung und modern klingen. Tatsächlich 
stehen hinter ihnen aber oft große und 
bekannte Namen. Beispiel Bonvoyo: 
Hier stößt man auf die Deutsche Bahn. 
Deren Vorteil: Bahn fahren oder Fahrrad 
beziehungsweise Auto mieten – das geht 
alles über die unternehmenseigenen Töchter 
Call a Bike beziehungsweise Flinkster. Über 
die Bonvoyo-App können Mitarbeiter aber 
auch ein Taxi rufen, einen Flug buchen 
oder für den ÖPNV Tickets kaufen. Wer als 
Unternehmen auf Flinkster-Carsharing 

setzt, spart sich außerdem den eigenen 
Fuhrpark und das Flottenmanagement. 

Ein anderes Beispiel: In München 
sitzt Mobiko. Der Name ist eine Kurzform 
von Mobilitätskontingent. Hinter dem 
Unternehmen stehen die Audi Business 
Innovation GmbH und die Digitalfirma 
Mantro GmbH. Auf seiner Homepage 
hebt Mobiko die mögliche Integration 
in Lohnbuchsysteme wie PayFit hervor. 
Durch diese Partnerschaften sollen den 
Mitarbeitern die Ausgaben möglichst schnell 
erstattet werden können. 

Auch Daimler und BMW sind in Sachen 
Mobilitätsbudgets aktiv. Sie stehen hinter 
Reach Now, ehemals Moovel. Mitarbeiter 
kooperierender Unternehmen können 
dementsprechend die Reach-Now-App 
einsetzen, um ÖPNV-Fahrten, aber auch 
Carsharing über die unternehmenseigene 
App Share Now oder Taxifahrten über Free 
Now zu buchen. Zum Mobilitätsmix gehören 
außerdem Leihfahrräder und E-Scooter der 
Marken Voi und Tier. Reach Now hebt auf der 
Internetseite das Branding der App durch 
das Logo des jeweiligen kooperierenden 
Unternehmens hervor. 
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Auch hinter Ubeeqo steht ein bekannter 
Name: Mehrheitsanteileigner ist die Auto-
vermietung Europcar. Ubeeqo hat sein 
Fuhrparkmanagement um ein Mobilitäts-
budget erweitert. Das Unternehmen richtet 
sich speziell an kleine und mittelständische 
Firmen sowie an Betriebe mit hohem Mobi-
litätsbedarf. Belmoto, ein weiterer Anbieter 
auf dem Markt, bietet eine sogenannte Mobi-
litycard fürs Mobilitätsbudget von Mitarbei-
tern an. Wer sein Guthaben nicht ganz aufge-
braucht hat, kann den Rest übrigens zum 
Einkaufen verwenden.

Unternehmen, die bei der Vielzahl von 
Anbietern den Überblick verlieren, stehen 
übrigens spezielle Beratungsunternehmen 
zur Seite. Dazu gehört beispielsweise 
Ecolibro aus dem nordrhein-westfälischen 
Troisdorf: Es berät unter anderem 
Kommunen zum Thema „Mobilität 
im ländlichen Raum“ oder bei der 
Entwicklung einer Ladeinfrastruktur für 
E-Mobilität. Mit Unternehmen erarbeitet
es aber auch ein Konzept für ein passendes
Mobilitätsbudget.

Lieber 
ganz fl exibel 

bleiben
Immer mehr Firmen bieten ihren Mitarbeitern ein 
monatliches Mobilitätsbudget für die Transport-

mittel ihrer Wahl. Diese Freiheit könnte die 
Zukunft sein, eignet sich aber nicht für 

jedes Unternehmen. 

Von Bettina Blass

Frankfurter Allgemeine Zeitung 
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Die Zukunft der Autosalons ist hybrid: Sie liegt 
zwischen kleineren Präsenzveranstaltungen 
und digitaler Virtual Reality.  Seite V2
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Oft diskutiert, nie beschlossen, ist das Tempo-
limit auf Autobahnen wieder Thema. Die wich-
tigsten Aspekte dazu im Überblick.  Seite V8
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Deutsche Autohersteller müssen umdenken, 
wenn sie den Anschluss halten wollen, sagt 
Professor Lutz Eckstein im Interview.  Seite V7
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D
ie IAA Mobility fi ndet statt!“ 
Jürgen Mindel, Geschäftsfüh-
rer des Verbandes der Auto-
mobilindustrie (VDA), ist ent-
schlossen. Die Vorbereitungen 
für die Messe im September 

in München laufen auf Hochtouren, die Ver-
anstaltung soll es auch unter Pandemieauf-
lagen geben. „Wir alle brauchen ein Stück 
Normalität und den Einstieg in die Zeit nach 
Corona.“ 

Klingt gut. Doch mit der klassischen 
Automesse vor zehn Jahren hat die diesjäh-
rige IAA kaum noch etwas gemein: Nicht 
glänzende Nobelkarossen allein werden 
mehr im Mittelpunkt stehen, sondern auch 
Exponate von Fahrrad- und Digital-Ausstel-
lern gezeigt, Diskussionen über Nachhaltig-
keit, klimaneutrale Verkehrskonzepte und 
Cloud-Lösungen geführt. „Die frühere reine 
Autoshow wird zur internationalen Mobili-
tätsplattform“, gibt der Verbandsgeschäfts-
führer den Kurs vor. 

Und – die IAA Mobility, zu der sich 
bisher gut 300 Aussteller angemeldet haben, 
kommt hybrid daher: Neben Live-Erleb-
nissen wie etwa der Test- und Transferroute 
Blue Lane vom Open Space in der Münchener 
Innenstadt bis zum Messegelände wird 
es eine Reihe digitaler Angebote geben, in 
die sich Interessenten weltweit per Klick 
einklinken können. „Damit ermöglichen wir 
den Ausstellern eine enorme Reichweite“, 
sagt Mindel.
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Corona hat die Branche in die Bredouille 
gebracht: 2020 mussten bis auf die Chicago 
Autoshow und zwei chinesische Großver-
anstaltungen in Peking und Guangzhou 
alle Messen abgesagt werden. Und auch 
im ersten Halbjahr 2021 läuft kaum etwas. 
Allein die Auto China in Schanghai Ende 
April dürfte stattfi nden – allerdings wohl 
nur mit wenigen ausländischen Teilneh-
mern. Auch zur IAA an die Isar werden 
keine Heerscharen aus aller Welt kommen. 
Nachdem Autoshows bereits in den vergan-
genen zehn Jahren an Zugkraft verloren 
haben – auch weil die Rolle des Autos in 

Zeiten des Klimawandels immer kritischer 
gesehen wird – könnte die Corona-Krise nun 
für viele Ausstellungen der Todesstoß sein. 

Alternativen zur klassischen PS-Schau 
müssen her. Das wissen auch die Autoher-
steller. Volvo etwa: Die Schweden setzen 
nicht mehr auf traditionelle Messestände, 
sondern zeigen ihre Fahrzeuge im mobilen 
Markenhaus „Volvo-Forum“ beim Surf-
Cup auf Sylt, auf dem Hamburger Hafen-
geburtstag, auf Stadtfesten oder Gourmet-
Festivals. Hier stehe man nicht neben vielen 
anderen Marken, sondern habe ein Allein-
stellungsmerkmal und erreiche besser die 
Zielgruppe. Oder Volkswagen: Das Format 
„Automesse“ müsse sich neu erfi nden, hört 

man aus Wolfsburg, denn die Autoindustrie 
transformiere sich in Richtung E-Mobilität, 
Digitalisierung und neue Mobilitätsformen. 
Man unterstütze die Neuausrichtung der 
IAA, wolle über neue Lösungen diskutieren, 
den Austausch mit angrenzenden Industrien 
„und auch mit unseren Kritikern suchen“, 
so ein Sprecher des Volkswagen-Konzerns. 
„Wenn sich Automessen in diesem Sinne zu 
offenen Mobilitätsplattformen entwickeln 
und dabei nicht nur für die Besucher vor Ort, 
sondern auch im Netz funktionieren, haben 
sie Zukunft.“

Messegesellschaften, Autobauer und 
Zulieferer testen die Zukunftsfähigkeit 
neuer, vor allem digitaler Wege. Ein Pionier 

ist Fischer Automotive, Hersteller von 
Komponenten für Autoinnenräume wie 
etwa Lüftungsdüsen oder Cupholder. Statt 
wie früher als Aussteller auf der IAA oder 
Hannover Messe, in den Autokonzernen 
direkt oder auf deren Haus-Events präsen-
tiert sich Fischer seit Ende letzten Jahres 
innovativ. Aus der Not der Corona-Kontakt-
beschränkungen heraus hat das Unter-
nehmen aus Horb am Neckar zusammen 
mit der Präsentationsagentur Explain einen 
professionellen Auftritt mit Videos, Bildern 
und Grafi ken entwickelt, „der erfolgreicher 
ist, als wir erwartet hatten“, wie Johannes 
Konrad, Sprecher der Geschäftsführung von 
Fischer Automotive, konstatiert. 

Nach Vorbereitungen im Sommer folgte 
im Dezember der erste Einsatz des neuen 
Tools und wenig später der erste so gene-
rierte Auftrag: Ein deutscher Autoproduzent 
bestellte Luftausströmer in Serie. „Ohne 
den enormen Aufwand für eine Messe, der 
oft im mittleren fünfstelligen Bereich liegt, 
also ohne Standmiete, Personal-, Reise- 
und Übernachtungskosten für Vertriebler, 
Ingenieure und Qualitätsmanager“, sagt 
Konrad. Zwei Vorteile für ihn: „Man inves-
tiert einmal und kann das Tool dann immer 
wieder individualisieren. Und ist an keine 
Messetermine mehr gebunden, kann fl exibel 
und schlank präsentieren und akquirieren.“ 
Voraussetzung für den Erfolg im Virtuellen 

ist laut Konrad, „dass das Persönliche nicht 
verlorengeht“. Bei der Explain-Lösung zum 
Beispiel kann sich der Vortragende mit 
einem Klick in den Bildschirmmittelpunkt 
transportieren „und so wieder zum inte-
gralen Bestandteil der Präsentation werden“, 
wie Berater Nils Finger von Explain sagt. 
Wichtig sei genau wie auf einer Präsenz-
messe, „authentisch aufzutreten und dem 
Zuhörer ein echtes Erlebnis zu bieten“. Die 
Karlsruher Präsentationsexperten haben 
seit Beginn der Pandemie etwa einem 
Dutzend Betrieben der Automotiv-Branche 
eine solche digitale Messe-Alternative 
geschneidert. „Die meisten Unternehmen 
sehen den digitalen Auftritt nicht als Ersatz 
zu herkömmlichen Messen, sondern als 
wertvolle Ergänzung“, sagt Finger.
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Auch Frank Dieckmann, Geschäftsführer 
der Firma Schäfer, die seit rund 100 Jahren 
Modelle für Designentscheidungen der 
Vorstände der Autokonzerne und für Messe-
auftritte von Fahrzeugbauern herstellt, 
glaubt an eine hybride Zukunft der Events. 
„Es wird nach Corona wieder Präsenz-
messen geben. Die sind als Marktplatz, auf 
dem sich die Branche austauscht, unver-
zichtbar. Die Digitalisierung wird aber einen 
größeren Raum einnehmen.“ Der Osnabrücker
Mittelständler, eine der 47 Töchter der 
Mittelstandsholding Indus, entwickelt daher 
seit längerem auch Modelle, die mit Hilfe von 
Virtual Reality erlebbar werden. 

„Das wird von der Industrie hervorragend 
angenommen“, freut sich Dieckmann. Nur: Bei 
VR fehle die Haptik. Gerade Produkte für den 
Autoinnenraum, Schalter oder Armlehnen, 
müsse man anfassen, „begreifen“ können. 
Der Geschäftszweig des Modellbaus für 
Automessen hat zuletzt aufgrund der 
Pandemie gelitten: Statt jährlich fünf bis 
sechs Fahrzeugmodell-bestellungen für 
solche Veranstaltungen gab es seit Früh-
jahr 2020 keine einzige. Dieckmann ist aber 
optimistisch: „Wenn Hybrid-Automessen 
kommen, gehören wir wahrscheinlich 
zu den Gewinnern, weil wir beide Welten 
beherrschen.“

Automessen in Zeiten von Corona
Seit März 2020 sind die meisten Automobilausstellungen ausgefallen. Hersteller, Zulieferer, Händler und Kunden treffen sich zurzeit 

eher auf virtuellen Messeständen – und in Zukunft auf hybriden Veranstaltungen.  Von Jürgen Hoffmann
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Die Mobilität von Personen 
und Gütern ist eine wichtige 
Voraussetzung für unter-
nehmerischen Erfolg und für 
gesellschaftlichen Wohlstand. 
Daraus folgt zwingend, dass 
die Sicherstellung der betrieb-
lichen Mobilität zum Teil eine 
hoheitliche Aufgabe der 
Daseinsvorsorge ist. 
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Z
u den betrieblichen und ökonomi-
schen Anforderungen kommen
zunehmend berechtigte ökologische
und soziale Aspekte hinzu, die bei

der Organisation der Mobilitätsanforder-
ungen zu berücksichtigen sind. Die wichtigs-
ten Treiber dieses Wandels sind zum einen 
das Erfordernis geänderter Antriebsarten 
als Beitrag zur Dekarbonisierung bis 2050 
und zum anderen die weiter zunehmende 
Geschwindigkeit der Digitalisierung. Vor 
diesem Hintergrund ist in der kommen-
den Legislaturperiode aktives Handeln der 
nächsten Bundesregierung gefragt. Sie muss 
den Gestaltungsrahmen zur Sicherung des 
Mobilitätswandels stärker nutzen und ein 
Leitbild für die Mobilität der Zukunft defi nie-
ren und umsetzen. 
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Unternehmen mit betrieblichem Fuhrpark 
nehmen eine Schlüsselfunktion beim Mobi-
litätswandel ein. Die Veränderungen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
können nur durch intelligente Unterneh-
mensstrategien und punktuelle öffentliche 
Unterstützung aufgefangen werden. Arbeits-
wege und zumutbare Wegezeiten sind 
ebenso von Bedeutung wie die Wahl geeig-
neter Mobilitätsmittel. Ein schrittweiser 
Wandel hin zu ökologischen Alternativen 
ist erforderlich. Hierbei sollten auch bereits 
vorhandene und bewährte Technologien, 
beispielsweise das komprimierte Erdgas 

CNG, als Übergangstechnologien genutzt 
und gefördert werden. Die Gesamtökobilanz 
von motorisierten Fahrzeugen ist zudem zu 
beachten.

Neben alternativen Antrieben werden 
neue Modelle wie Mobilitätsbudgets für 
Mitarbeitende oder Mobility-as-a-Service 
(MaaS) an Wichtigkeit zunehmen. Durch 
die Entwicklung von Mobilitätsbudgets 
können Unternehmen sinnvolle Alterna-
tiven zu Firmenwagen anbieten. Die steu-
erliche Handhabung verschiedener Mobi-
litätsformen ist allerdings sehr komplex 
und sollte deshalb zur Förderung alterna-
tiver Mobilitätsmittel begünstigt werden, 
beispielsweise durch steuerliche Anreize. 
Außerdem muss der öffentliche Personen-
nahverkehr gestärkt und ausgebaut werden. 

Unternehmen können im Bereich 
alternativer Antriebsarten ebenfalls eine 
Vorreiter position einnehmen. Fahrzeuge in 
der betrieblichen Nutzung sind heute regel-
mäßig jüngere Fahrzeuge, die hinsichtlich 
der Umweltbelastung den neuesten Stand der 
Abgasnormen einhalten. Zudem werden die 
Fahrzeuge in der Regel nach drei oder vier 
Jahren erneuert. Hierdurch wird die Zahl der 
sichtbaren Elektrofahrzeuge erhöht. In Folge 
sind auch für private Verbraucher günstigere 
Gebrauchtfahrzeuge verfügbar. 

Ein Masterplan für den Mobilitäts-
wandel muss entwickelt werden. Dadurch 
können Verbesserungen bei der ökologi-
schen und wirtschaftlichen Nachhaltig-
keit, in der Verfügbarkeit und Qualität der 
Mobilitätsangebote erreicht werden. Dieser 
Masterplan sollte ein Mobilitätsgesetz bein-
halten, in dem regulatorische Rahmenbedin-
gungen auch für die betriebliche Mobilität 
geschaffen werden. 

Neben notwendigen Aktivitäten rund 
um die Ladeinfrastruktur ist eine stärkere 
Differenzierung der Förderung erforder-
lich. Die Förderung von Plug-in-Hybriden 
ist nicht zielführend, da diese zwar die 
Automobil industrie bei der Erreichung von 
CO

2
-Vorgaben begünstigt, in der Praxis aber 

kein nennenswerter Nachhaltigkeitseffekt 
sichtbar ist. Der Dienstwagensteuervorteil 
ist meist der einzige Anreiz für die Nutzung 
dieser Fahrzeuge. Sowohl die Förderung als 
auch die Dienstwagenbesteuerung sollte von 
der nächsten Bundesregierung dringend 
korrigiert werden. 

Ein weiterer wichtiger Teil eines 
Masterplans für den Mobilitätswandel 
ist die hürdenfreie Bereitstellung von 

Mobilitätsdaten, und das Recht auf die 
eigenen Daten des Datengebers muss 
gewährleistet sein. Die Fahrzeughersteller 
dürfen nicht Eigentümer und Verfügungs-
berechtigte über Daten der Fahrzeug-
nutzerinnen und Fahrzeugnutzer sein, da 
hierdurch sinnvolle durch Dritte angebotene 
Services zur Verbesserung der Mobilität 
eingeschränkt würden.

Zudem muss die Angleichung steuerliche 
Gegebenheiten umfassen. Unternehmen, 
die Mitarbeitenden den Zugang zu alterna-
tiven Mobilitätsmitteln (Fahrrad, ÖPNV) 
ermög lichen, sollten nicht durch je nach 
Bundesland abweichende Regelungen in der 
Umsetzung sinnvoller Mobilitätsangebote 
eingeschränkt werden. 

Eine erforderliche Grundlage ist, die 
Zuständigkeiten, Entscheidungs- und Umset-
zungskompetenzen für alle Mobilitätsmittel 
zu bündeln. Dies betrifft nicht nur die Orga-
nisation der verantwortlichen Ministerien, 
sondern auch die Interaktion der nachge-
ordneten Behörden und Gesellschaften im 
Bundesbesitz. Der Bund muss die nötigen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen. 
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Die Verantwortlichkeiten und Kompetenzen 
für die Gestaltung des Mobilitätswandels 
sollten weiterhin im Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) 
gebündelt werden, das sich aber als ein 
Bundesministerium für Mobilität entspre-
chend ausrichten sollte. 

Dies ist zwingend mit dem politischen 
Willen verknüpft, betriebliche Mobilität und 
Mobilität in ihrer Gesamtheit zu betrachten 
und diese Funktion mit den entsprechenden 
Entscheidungs- und Umsetzungskompe-
tenzen und Personal auszustatten und sie 
nicht auf eine koordinierende Funktion zu 
beschränken. Dies ist nur ein Auszug aus 
den konkreten Vorschlägen des Bundes-
verbands Fuhrparkmanagement e. V. Klar 
ist: Es gibt viel zu tun. Aber eine strategisch 
ausgerichtete und gebündelte Vorgehens-
weise wird uns schneller machen, Kosten 
reduzieren und Unmut verhindern.

Axel Schäfer ist seit 2010 Geschäftsführer 
des von ihm mitinitiierten und mitgegrün-
deten Bundesverbandes Fuhrparkmanage-
ment e. V. und Sprecher der FMFE Fleet And 
Mobility Management Federation Europe.

Wie eine Mobilitätswende 
gelingen könnte

Die Flotte auf Elektroautos 
umzustellen hilft nicht nur 
der eigenen Klimabilanz, 
sondern senkt Betriebs-
kosten und verbessert das 
Image – bei Kunden ebenso 
wie bei zukünftigen 
Mitarbeitern.
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lektroautos werden in Deutschland 
immer beliebter. Allein im Jahr 2020 
hat sich laut dem Kraftfahrtbundes-
amt die Zahl der neu zugelassenen 

Fahrzeuge verdreifacht. Angesichts staat-
licher Kaufanreize und immer mehr ver-
fügbarer Modelle dürfte sich dieser Boom 
fortsetzen. Gerade Unternehmen können von 
der zunehmenden Attraktivität der Elek-
tro   mobilität profi tieren. Die Umstellung der 
Flotte lohnt sich nicht nur fi nanziell, sondern 
verbessert auch das Image und die Attrak-
tivität als Arbeitgeber. 

Gerade der Fuhrpark verursacht häufi g 
ein hohes Maß an klimaschädlichen Emis-
sionen. Das gilt insbesondere für Dienst-
leistungsbetriebe. Wenn Firmen den 
CO

2
-Ausstoß ihrer Fahrzeugfl otte auf null 

senken möchten, um ihre Klimaziele zu 
erreichen, haben sie zwei Möglichkeiten. 
Entweder sie nutzen E-Autos und laden diese 
mit Strom aus erneuerbaren Energiequellen 
auf. Oder sie verwenden in der Zukunft 
Fahrzeuge mit Brennstoffzellenantrieb und 
betreiben diese mit grünem Wasserstoff, der 
mit Hilfe von regenerativer Energie herge-
stellt wurde. 
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Ob sich diese Antriebsart durchsetzen wird, 
ist unter Experten umstritten. Die Mehrheit 
der Experten geht im Pkw-Sektor von einer 
Dominanz der batterieelektrischen Antriebe 
aus. Für das Fuhrparkmanagement stellt 
sich diese Frage derzeit aber ohnehin nicht, 
da hier für die nächsten Nutzungsdauer-
zyklen im Firmenfuhrpark – üblich sind 

Leasingverträge mit einer Laufzeit von 24 bis 
36 Monaten – entschieden wird.

Ein wichtiger Anreiz für die Umstellung 
des Fuhrparks sind Image- und Kunden-
aspekte. Denn immer mehr Privatkunden 
legen Wert auf eine gute CO

2
-Bilanz oder 

sogar eine klimaneutrale Herstellung. 
Zunehmend spielt auch die Bewertung 
von Nachhaltigkeit durch Agenturen wie 
Moody’s oder Sustainalytics eine wichtige 
Rolle. Bei diesen sogenannten ESG-Ratings 
geht es neben ökologischen und sozialen 
Faktoren auch um eine gute Unterneh-
mensführung. Hinzu kommt, dass auch 
Geschäftskunden immer anspruchsvoller 
werden. Sie erwarten vermehrt von ihren 
Lieferanten, dass diese sie emissions-
frei beliefern oder ihre Dienstleistungen 
CO

2
-neutral erbringen. Wenn Unternehmen 

ihre Klimabilanz, ihr ESG-Rating und damit 
auch ihr Image verbessern wollen, sind 
Investitionen in E-Fahrzeuge ein wichtiger 
Hebel. 

Auch mit Blick auf die Arbeitgeberattrak-
tivität lohnt sich der Umstieg. Zum einen, 
weil immer mehr Mitarbeiter in einem 
Unternehmen arbeiten möchten, das zur 
Bekämpfung der Erderwärmung beiträgt. 
Zum anderen sind Elektrofahrzeuge für 
Beschäftigte auch steuerlich attraktiv. Für 
E-Dienstwagen mit einem Bruttolistenpreis
unterhalb von 60 000 Euro müssen Mitar-
beiter monatlich nur 0,25 Prozent des Preises
als geldwerten Vorteil versteuern statt ein
Prozent bei Verbrennern. Bei teureren Elek-
troautos beziehungsweise Hybridfahrzeugen
sind es 0,5 Prozent. Auch das Aufl aden von
Elektro- und Hybridfahrzeugen wird steuer-
lich gefördert. So ist zum Beispiel die kosten-
lose oder verbilligte Nutzung von Ladestrom
beim Arbeitgeber steuerfrei – für das Laden
zu Hause ermöglichen etwa steuerfreie
Pauschalen eine Kompensation für den
Mitarbeiter mit wenig Verwaltungsaufwand.

Unternehmen profi tieren auch fi nan-
ziell vom Umstieg auf batteriebetriebene 
Fahrzeuge. Das liegt insbesondere an der 
staatlichen Förderung. Wer bis Ende 2025 
ein reines E-Auto oder ein Plug-in-Hybrid-
Fahrzeug kauft, kann dafür eine von Bund 
und Hersteller fi nanzierte Kaufprämie 
erhalten. Den staatlichen Anteil verdoppelt 
die Bundesregierung noch bis Ende 2025. 
Die Verlängerung der Innovationsprämie 
war im November 2020 beschlossen worden. 
Allein dadurch liegen die Leasingraten auf 
die für Flotten typische Laufzeit unterhalb 

derjenigen vergleichbarer Verbrenner-
Modelle. Auch steuerlich fördert der Staat 
E-Autos. Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge sind 
bei der Kfz-Steuer wegen der geringeren 
CO

2
-Emissionen günstiger als Verbrenner, 

reine E-Fahrzeuge sind von der Abgabe sogar 
komplett befreit. 

Ein weiterer Vorteil von Elektrofahr-
zeugen sind die niedrigeren Betriebskosten 
im Vergleich zum Verbrenner. E-Autos brau-
chen zum Beispiel weniger Wartung, da sie 
weniger Verschleißteile haben. Zudem sind 
die Stromkosten geringer als die Benzin- 
und Dieselpreise. Hinzu kommt, dass Unter-
nehmen mit einem guten ESG-Rating auch 
Vorteile an den Kapitalmärkten haben. 
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Die Auswahl an Elektrofahrzeugen ist inzwi-
schen so groß, dass es für jedes Nutzungs-
profi l das passende Angebot gibt. Für 
die Nutzung auf kurzen Strecken und bei 
Tourenreichweiten von bis zu 150 Kilome-
tern am Tag wie zum Beispiel im Pfl egedienst 
reichen kostengünstige Batteriefahrzeuge 
mit niedriger Reichweite aus. Wer hingegen 
wie Handelsvertreter oder Servicetechniker 
täglich längere Strecken von 500 Kilometern 
und mehr zurücklegt, braucht ein Fahrzeug 
mit einer größeren Reichweite und einer 
Batterie, die sich schnell aufl aden lässt. 

Für diese Anforderungen eignen sich 
sowohl reine Elektroautos mit großer Reich-
weite als auch Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge, 
die durch den Verbrennungsmotor die 
größte Flexibilität bieten. Letztere werden 
in der aktuellen Dekade noch eine wichtige 
Rolle spielen und sich den Markt mit rein 
elektrischen Fahrzeugen teilen. Zum Ende 
dieses Jahrzehnts werden sie an Bedeutung 
verloren haben.

Alles in allem ist die Umstellung der 
Flotte auf Elektromobilität sinnvoll und 
weitsichtig. Unternehmen können auf diese 
Weise sowohl ihre Kosten senken als auch 
ihr Image verbessern. Zudem wird die 
Nutzung im Alltag durch die zunehmende 
Modellauswahl und die stetige Verbesserung 
der Ladeinfrastruktur immer attraktiver. 

Dr. Dietmar Voggenreiter, ehemaliger 
Marketing- und Vertriebsvorstand bei der 
Audi AG, ist Senior Advisor Automotive bei 
der Managementberatung Horváth & Partners 
und Aufsichtsratsmitglied bei der Deutz AG.

Ein E-Fuhrpark lohnt 
sich mehrfach für Unternehmen

Viele Fuhrparkmanager 
haben den Datenschutz im 

Verstöße ernsthafte 

Aspekte sind wichtig, 
um den Fuhrpark
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Fuhrparks arbeiten nicht datenneutral. 
Unabhängig von der unternehmensinternen

menhang mit der Führerscheinkontrolle,
der Abrechnung des geldwerten Vorteils für
die Privatnutzung von Dienstwagen und 
im Rahmen der Verwaltung von Poolfahr-
zeugen schon seit jeher Daten der Dienstwa-
gennutzer durch das Fuhrparkmanagement
verarbeitet.

In modernen Fahrzeugen werden aufgrund 
der Digitalisierung der Fahrzeugsysteme 
und der Vernetzung von Fahrzeugen mit
Infotainment-Diensten heutzutage auch
massenhaft – fahrzeugbezogene – Daten im
Fahrzeug selbst generiert und gespeichert.
Diese Daten können unter anderem über die

Rückschlüsse auf das Verhalten der Fahr-
zeugnutzer ermöglicht.

oder Bremsenverschleiß auswerten, sondern 
auch das Beschleunigungs- und Bremsver-
halten analysieren oder die Fahrgeschwin-
digkeiten aufzeichnen, und das Navigati-
onssystem liefert GPS-gestützte Geodaten 
für Bewegungsprofi le. Fuhrparkmanager 
setzen im Rahmen des Fuhrparkcontrollings
moderne Instrumente ein – beispielsweise 
Software –, die in Kombination mit im Fahr-
zeug verbauter Hardware den Fahrstil der
Dienstwagennutzer für interne Auswer-
tungszwecke analysieren kann. Der gläserne 
Fahrer ist bereits Realität.

Die Regeln der DSGVO gelten unmittelbar für
alle Unternehmen innerhalb der Europäi-
schen Union, ohne dass es einer Umsetzung in
nationales Recht bedarf. Es gelten die Grund-
sätze von Rechtmäßigkeit, Treu und Glauben,
Transparenz, Zweckbindung, Datenmini-
mierung, Richtigkeit, Speicherbegrenzung, 
Integrität und Vertraulichkeit sowie eine 
Rechenschaftspfl icht. Ergänzend gilt seit dem 

gesetz (BDSG) vom 30. Juni 2017. Besonders 
relevant im Fuhrpark ist insoweit der Arbeit-
nehmerdatenschutz nach § 26 BDSG. 

schutzbestimmungen zum europaweiten 
Notrufsystem eCall ab März 2018 sowie 
in § 63a Straßenverkehrsgesetz (StVG) zur 
Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen mit
hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunk-
tion. Der aktuelle Entwurf eines Gesetzes
zum autonomen Fahren vom 12. Februar 

bei Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahr-
funktion vor. 

nung (EU) 2019/631 vom 17. April 2019 zur
Festsetzung von CO
neue Personenkraftwagen und neue leichte
Nutzfahrzeuge bei der EU die in Fahrzeugen
gesammelten Daten – insbesondere zu den
tatsächlichen CO
Behörde weitergeleitet und ausgewertet 
werden.

Verantwortlich für den Datenschutz ist nach
Art. 4 Nr. 7 DSGVO die Stelle, die allein oder
gemeinsam mit anderen über die Mittel 
und Zwecke der Verarbeitung personen-
bezogener Daten entscheidet. Im Fuhrpark
folgt die datenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit regelmäßig den allgemeinen
Aufgaben des Fahrzeughalters (§ 7 StVG). 
Der Fuhrpark ist als Fachabteilung – gege-
benenfalls gemeinsam mit der Personalab-
teilung – verantwortlich für die Ausführung 
der Anweisungen der Unternehmensleitung 
zur Umsetzung des Datenschutzrechtes.
Dies beinhaltet vor allem die Feststellung 
und Defi nition der datenrelevanten Schnitt-
stellen, die Erfüllung von Dokumentations-
pfl ichten, die Erstellung der Datenschutz-
Folgenabschätzung sowie den Nachweis der 
Einwilligung zur Datenverarbeitung. 
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messen geben. Die sind als Marktplatz, auf 

Viele Fuhrparkmanager 
haben den Datenschutz im 
Fuhrpark nicht „auf dem 
Schirm“. Doch können 
Verstöße ernsthafte 
Konsequenzen haben. 
Diese folgenden zehn 
Aspekte sind wichtig, 
um den Fuhrpark 
datenschutzkonform 
zu betreiben.
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Fuhrparks arbeiten nicht datenneutral. 
Unabhängig von der unternehmensinternen 
Organisationsstruktur werden im Zusam-
menhang mit der Führerscheinkontrolle, 
der Abrechnung des geldwerten Vorteils für 
die Privatnutzung von Dienstwagen und 
im Rahmen der Verwaltung von Poolfahr-
zeugen schon seit jeher Daten der Dienstwa-
gennutzer durch das Fuhrparkmanagement 
verarbeitet.
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In modernen Fahrzeugen werden aufgrund 
der Digitalisierung der Fahrzeugsysteme 
und der Vernetzung von Fahrzeugen mit 
Infotainment-Diensten heutzutage auch 
massenhaft – fahrzeugbezogene – Daten im 
Fahrzeug selbst generiert und gespeichert. 
Diese Daten können unter anderem über die 
OBD2-Schnittstelle ausgelesen werden, die 
Rückschlüsse auf das Verhalten der Fahr-
zeugnutzer ermöglicht. 

So lässt sich nicht nur der Spritverbrauch 
oder Bremsenverschleiß auswerten, sondern 
auch das Beschleunigungs- und Bremsver-
halten analysieren oder die Fahrgeschwin-
digkeiten aufzeichnen, und das Navigati-
onssystem liefert GPS-gestützte Geodaten 
für Bewegungsprofi le. Fuhrparkmanager 
setzen im Rahmen des Fuhrparkcontrollings 
moderne Instrumente ein – beispielsweise 
Software –, die in Kombination mit im Fahr-
zeug verbauter Hardware den Fahrstil der 
Dienstwagennutzer für interne Auswer-
tungszwecke analysieren kann. Der gläserne 
Fahrer ist bereits Realität.
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Die Regeln der DSGVO gelten unmittelbar für 
alle Unternehmen innerhalb der Europäi-
schen Union, ohne dass es einer Umsetzung in 
nationales Recht bedarf. Es gelten die Grund-
sätze von Rechtmäßigkeit, Treu und Glauben, 
Transparenz, Zweckbindung, Datenmini-
mierung, Richtigkeit, Speicherbegrenzung, 
Integrität und Vertraulichkeit sowie eine 
Rechenschaftspfl icht. Ergänzend gilt seit dem 
25. Mai 2018 das neue Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) vom 30. Juni 2017. Besonders
relevant im Fuhrpark ist insoweit der Arbeit-
nehmerdatenschutz nach § 26 BDSG.

Fuhrparkrelevant sind daneben Daten-
schutzbestimmungen zum europaweiten 
Notrufsystem eCall ab März 2018 sowie 
in § 63a Straßenverkehrsgesetz (StVG) zur 
Datenverarbeitung bei Kraftfahrzeugen mit 
hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunk-
tion. Der aktuelle Entwurf eines Gesetzes 
zum autonomen Fahren vom 12. Februar 
2021 (BR-Drs. 155/21) sieht in einem neuen 
§ 1g StVG-E Regeln zur Datenverarbeitung
bei Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahr-
funktion vor.

Ab Juni 2021 sollen aufgrund der Verord-
nung (EU) 2019/631 vom 17. April 2019 zur 
Festsetzung von CO

2
-Emissionsnormen für 

neue Personenkraftwagen und neue leichte 
Nutzfahrzeuge bei der EU die in Fahrzeugen 
gesammelten Daten – insbesondere zu den 
tatsächlichen CO

2
-Emissionen – an eine 

Behörde weitergeleitet und ausgewertet 
werden.
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Verantwortlich für den Datenschutz ist nach 
Art. 4 Nr. 7 DSGVO die Stelle, die allein oder 
gemeinsam mit anderen über die Mittel 
und Zwecke der Verarbeitung personen-
bezogener Daten entscheidet. Im Fuhrpark 
folgt die datenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit regelmäßig den allgemeinen 
Aufgaben des Fahrzeughalters (§ 7 StVG). 
Der Fuhrpark ist als Fachabteilung – gege-
benenfalls gemeinsam mit der Personalab-
teilung – verantwortlich für die Ausführung 
der Anweisungen der Unternehmensleitung 
zur Umsetzung des Datenschutzrechtes. 
Dies beinhaltet vor allem die Feststellung 
und Defi nition der datenrelevanten Schnitt-
stellen, die Erfüllung von Dokumentations-
pfl ichten, die Erstellung der Datenschutz-
Folgenabschätzung sowie den Nachweis der 
Einwilligung zur Datenverarbeitung. 

� .BDIU EBT OJDIU EFS %BUFOTDIVU[CFBVGUSBHUF 
Vielfach wird – irrigerweise – angenommen, 
der Datenschutzbeauftragte (DSB) des Unter-
nehmens habe sich um den Datenschutz im 
Fuhrpark zu kümmern. Den DSB treffen 
jedoch – anders als noch vor der DSGVO 
– keine eigenen Umsetzungspfl ichten. Er
hat aber Unterrichtungs-, Beratungs- und
Überwachungsaufgaben (Art. 39 DSGVO)
in Bezug auf die Datenschutzpfl ichten der
Verantwortlichen. Dazu gehört die Über-
wachung der Einhaltung der Datenschutz-
vorschriften sowie die Zusammenarbeit mit
der Aufsichtsbehörde.

� 8FN HFI´SFO EJF %BUFO JN 'BIS[FVH VOE JN 'VISQBSL 
An Daten ist nach deutschem Zivilrecht kein 
Eigentum möglich, da sie naturgemäß nicht 
„körperlich“ sind wie beispielsweise Daten-
träger. Auch die sogenannten Immaterial-
güterrechte umfassen die personenbezo-
genen Daten nicht direkt. Daher geht es 
entscheidend um die Datennutzungsbefug-
nisse innerhalb des Rahmens datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen, die dem Schutz 
des sogenannten Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung in seiner Ausprägung als 
individuelles Recht auf Verfügung über und 
die Kontrolle von persönlichen Daten dienen.

� 1FSTPOFOCF[PHFOF %BUFO JN 'VISQBSL 
Personenbezogene Daten im Sinne von 
Art. 4 Nr.1 DSGVO und des BDSG sind alle 
Informationen, die sich auf eine identi-
fi zierte oder identifi zierbare natürliche 
Person – einen Menschen als „betroffene 
Person“ – beziehen. Identifi zierbar bedeutet, 
wenn eine natürliche Person direkt oder 
indirekt, insbesondere mittels Zuordnung 
zu einer Kennung wie einem Namen, zu 
einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu 
einer Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen (physi-
sche, physiologische, genetische, psychische, 
wirtschaftliche, kulturelle oder soziale Iden-
tität) dieser natürlichen Person, identifi ziert 
werden kann. Dabei spielt es keine Rolle, 
wie sensibel die Informationen sind. Alle 
Informationen, die einer Person zugeordnet 
werden können, sind personenbezogen, 
etwa ein Kfz-Kennzeichen, das in Verbin-
dung mit den Dienstwagenunterlagen Rück-
schlüsse auf die Identität des Fahrers oder 
den Kreis der Nutzungsberechtigten zulässt.

� 7FSCPU EFS %BUFOWFSBSCFJUVOH ˑ  NJU &SMBVCOJTWPSCFIBMU 
Nicht alles, was wirtschaftlich sinnvoll 
erscheint und technisch möglich ist, ist auch 
erlaubt. Datenverarbeitung ist grundsätz-
lich verboten, es sei denn, ein Erlaubnistat-
bestand gestattet dies ausnahmsweise. 
Erlaubnistatbestände für die Datenverarbei-
tung nach Art. 6 DSGVO sind beispielsweise 
die Einwilligungserklärung der betroffenen 
Person, die Notwendigkeit zur Vertrags-
erfüllung oder zur Erfüllung gesetzlicher 
Pfl ichten, aber auch die Wahrung berech-
tigter Interessen. 

Daneben gibt es besondere Erlaubnis-
tatbestände wie beispielsweise § 26 BDSG 
für Dienstwagennutzer als Arbeitnehmer, 
wonach die Datenverarbeitung gestattet ist, 
wenn sie für die Durchführung des Beschäf-
tigungsverhältnisses „erforderlich“ ist. Für 
den Fuhrpark ist relevant, dass entspre-
chende Erlaubnistatbestände zum Beispiel 
in der Einwilligung des betroffenen Dienst-
wagenberechtigten oder in einer entspre-
chenden Betriebsvereinbarung liegen 
können. 

Eine schriftliche und jederzeit (für die 
Zukunft) widerrufl iche Einwilligung in 
die Datenverarbeitung durch den Dienst-
wagennutzer ist bei der Regelung der Dienst-
wagenüberlassung zu berücksichtigen. Die 
Einwilligung ist nur wirksam, wenn über 
den konkreten Zweck, an den sie gebunden 
ist, aufgeklärt wird. In der Praxis beinhaltet 
dies Fallstricke, weil die Einwilligung „frei-
willig“ erfolgen muss, woran wegen der 
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers hohe 
Anforderungen gestellt werden. Freiwillig-
keit liegt vor, wenn für den Dienstwagen-
nutzer ein rechtlicher oder wirtschaftlicher 
Vorteil erreicht wird, wie beispielsweise bei 
der Gestattung der Privatnutzung.

� %BUFOTDIVU[�'PMHFOBCTDI¢U[VOH 	%4'"

Die Pfl icht zur DSFA nach Art. 35 DSGVO 
beinhaltet eine Risikobewertung von 
Datenverarbeitungsvorgängen, wenn die 
Verwendung neuer Technologien im Fuhr-
park ein hohes Risiko beinhaltet, das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung der 
Dienstwagennutzer zu beeinträchtigen. 
Relevant wird dies bei neuen Technolo-
gien, die eine systematische und umfas-
sende Bewertung persönlicher Aspekte von 
Personen aufgrund automatisierter Verar-
beitung ermöglichen. Hierunter dürften 
moderne Systeme des (teil-)autonomen 
Fahrens ebenso fallen wie fortgeschrittene 
Fahrerassistenzsysteme, die im Kontext mit 
anderen vom Bordcomputer gespeicherten 

Der gläserne Fahrer ist bereits Realität
Daten – Navigationssystem, Smartphone-
anbindung, E-Mail-System, Connected Car 
– Rückschlüsse auf Leistung und Verhalten
der Dienstwagennutzer ermöglichen. Dies
ist bereits bei der Anschaffung von Fuhr-
parkfahrzeugen zu berücksichtigen. Prak-
tisch umsetzbar ist dies aber nur, wenn die
Fahrzeughersteller beispielsweise in Bedie-
nungsanleitungen offenlegen, ob und welche
Daten in den einzelnen Fahrzeugsystemen
anfallen.

Eine DSFA ist zwingend zu erstellen bei 
der umfangreichen Verarbeitung von Daten 
über den Aufenthalt von Personen mittels 
Fahrzeugdatenverarbeitung bei Carsharing 
und Mobilitätsdiensten, bei denen umfang-
reiche Positions- und Abrechnungsdaten 
anfallen, aber auch bei der Geolokalisie-
rung von Beschäftigten mit Erstellung von 

Bewegungsprofi len per GPS zum Schutz von 
wertvollem Eigentum des Arbeitgebers oder 
eines Dritten (Lkw mit Ladung, Geldtrans-
port) oder zur Koordination von Arbeitsein-
sätzen im Außendienst. 
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Die Art. 83, 84 DSGVO enthalten Bußgeld- 
und Sanktionsmöglichkeiten bei Daten-
schutzverstößen. Diese Bußgeldvorschriften 
beinhalten eine maximale Geldbuße von 
bis zu 20 Millionen Euro oder von bis zu 
4 Prozent des gesamten, weltweit erzielten 
Jahresumsatzes im vorangegangenen 
Geschäftsjahr  – je nachdem, welcher Wert 
höher ist. Da ein weiter, funktionaler Unter-
nehmensbegriff maßgeblich ist, kann auch 

ein Konzern als ein Unternehmen behan-
delt werden, wobei der Konzernumsatz der 
Bußgeldbemessung zugrunde liegen kann. 
Für den Fuhrparkverantwortlichen stellt 
sich damit das Bußgeldrisiko des Arbeitge-
bers als Folge von Datenschutzverstößen 
zugleich als Regressrisiko dar, gegen das er 
sich nicht in jeder Hinsicht versichern kann. 

Für Verstöße nach Art. 83 Abs. 4–6 
DSGVO sind die Vorschriften zum Bußgeld- 
und Strafverfahren (OWiG, StGB, StPO) 
anwendbar. Daneben bestehen strafrecht-
liche Sanktionen in den §§ 41–43 BDSG. 
Die Strafvorschriften des § 42 BDSG sind 
Antragsdelikte und sehen eine Freiheits-
strafe von bis zu drei Jahren oder eine 
Geldstrafe vor. Bei unberechtigter Datenver-
arbeitung droht nach § 42 Abs. 2 BDSG eine 
zweijährige Freiheitsstrafe oder Geldstrafe. 

Strafantragsberechtigt sind der Betroffene, 
der Verantwortliche, die Aufsichtsbehörde 
oder der Bundesbeauftragte für Daten-
schutz. Nach den Bußgeldvorschriften in 
§ 43 BDSG drohen außerdem Geldbußen 
bis 50 000 Euro bei vorsätzlicher oder fahr-
lässiger Falschbehandlung von Auskunfts-
verlangen und Unterrichtungen (§ 30 BDSG). 
Eine Verfahrenseinstellung bedarf der 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde, die den 
Bußgeldbescheid erlassen hat.

Lutz D. Fischer ist Rechtsanwalt, Verbands-
jurist beim Bundesverband Fuhrpark-
management e. V. und Mitglied der ARGE 
Verkehrsrecht im Deutschen Anwaltverein. 
In seinem Spezialgebiet des Dienst wagen- 
und Verkehrsrechts arbeitet er auch 
bundesweit als Referent und Autor.
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E-Bike statt Dienstauto? Die 
klimaschonende und fi tness-
steigernde Alternative zum 
Firmenwagen genießt steuer-
lich erheblichen Rückenwind. 
Worauf Arbeitnehmer achten 
müssen, wenn sie auf ein 
Dienstfahrrad umsteigen 
wollen.
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D
as E-Bike erlebt gerade einen klei-
nen Siegeszug. Der elektrische 
Rückenwind ermöglicht es immer 
mehr Arbeitnehmern, das Auto 

stehen zu lassen und zur Arbeit zu radeln. 
Das ist nicht nur gut für das Klima und die 
Gesundheit, sondern in vielen Städten sogar 
die schnellste Möglichkeit, überhaupt von A 
nach B zu kommen. Die motorisierten Draht-
esel kosten allerdings oft deutlich mehr als 
ein klassisches Fahrrad. Wer das E-Bike von 
seinem Arbeitgeber gestellt bekommt, kann 
jedoch den Chef und das Finanzamt an den 
Kosten beteiligen.
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Wird das Dienstfahrrad auch privat genutzt, 
gilt dies als geldwerter Vorteil, der versteuert 
werden muss. Bei elektrischen Fahrrädern 
halten sich die Steuerzahlungen jedoch in 
Grenzen. Wichtig für die steuerliche Einstu-
fung ist, zu welcher Kategorie E-Bike das Rad 
gehört. Das Verkehrsrecht kennt nämlich 
zwei unterschiedliche Varianten von Fahr-
rädern mit Elektromotoren. Für beide gibt 
es steuerliche Förderung, sie funktioniert 
jedoch jeweils etwas anders:

Wenn das Fahrrad zwar über eine 
Elektro unterstützung verfügt, aber nur 
fährt, wenn jemand in die Pedale tritt, dann 
ist es ein Pedelec. Bei dieser Variante schaltet 
die Elektrounterstützung aus, sobald man 
schneller als 25 Kilometer pro Stunde radelt. 
Manche haben zusätzlich eine selbständig 
beschleunigende Anfahr- und Schiebe-
hilfe bis zu einer Geschwindigkeit von 
6  Stundenkilometern.

Von einem E-Bike spricht das Verkehrs-
recht, wenn das Fahrrad ganz ohne 

Pedalunterstützung fahren kann. Diese 
fahren oft auch schneller als 25 km/h. 
E-Bikes zählen zu den Kraftfahrzeugen
und benötigen deshalb auch einen entspre-
chenden Versicherungsschutz und funk-
tionieren in der steuerlichen Behandlung
genauso wie ein elektrischer Dienstwagen.

Beide Varianten, Pedelec und E-Bike, sind 
seit 2019 dem Dienstwagen grundsätzlich 
gleichgestellt. Mit dem Jahressteuergesetz 
2019 haben die elektrischen Fahrräder aber 
nochmal extra Rückenwind bekommen. 
Bei den großen E-Bikes läuft es jetzt wie 
bei anderen Elektrofahrzeugen ohne 
CO

2
-Emissionen: Für die private Nutzung 

wird seit dem Jahr 2020 nur noch ein Viertel 
des Brutto listenpreises mit einem Prozent 
zusätzlich zum Arbeitslohn versteuert – 

2019 wurde hier noch die Hälfte des Listen-
preises genommen. Kostet das Dienst-E-Bike 
jetzt also zum Beispiel 8000 Euro, dann wäre 
ein Viertel davon 2000 Euro, zu versteuern 
wäre wiederum nur ein Prozent, also 
20 Euro – die Steuerlast hält sich also auch 
bei teureren Rädern in Grenzen. 

Wie beim Dienstwagen müssen auch 
beim E-Bike zusätzlich die Fahrten zur 
ersten Tätigkeitsstätte mit 0,03 Prozent (oder 
0,002 Prozent bei weniger als 15 Fahrten im 
Monat) pro Entfernungskilometer und Monat 
versteuert werden. Aber auch hier beziehen 
sich die Prozentangaben auf ein Viertel des 
Bruttolistenpreises. 

Bleiben wir bei dem Beispiel mit dem 
E-Bike für 8000 Euro und nehmen wir
an, unser Beispiel-Biker lebt 10 Kilometer
von seiner Tätigkeitsstätte entfernt. Die
0,03 Prozent von 2000 Euro sind 60 Cent,
multipliziert mit den 10 Entfernungskilome-
tern ergibt die Summe 6 Euro, die im Monat
zusätzlich zu versteuern wären – bei einem

Steuersatz von 30 Prozent sind das gerade 
mal 2 Euro.

Bei der Überlassung von Pedelecs 
empfehlen sich zwei Varianten. Übernimmt 
der Arbeitgeber die Kosten für das Pedelec 
zusätzlich zum Gehalt, muss der Arbeit-
nehmer keinen geldwerten Vorteil für die 
Privatnutzung und für die Fahrten zur 
ersten Tätigkeitsstätte versteuern. Erhält 
der Arbeitnehmer das Pedelec per Gehalts-
umwandlung, muss für die private Nutzung 
dann ein Prozent des auf volle 100 Euro 
abgerundeten Viertels des Bruttolisten-
preises pro Monat versteuert werden. 

Damit sind alle Fahrten abgegolten – egal 
ob ins Büro oder zum Baggersee. Diese Rege-
lung ersetzt die Versteuerung als geldwerten 
Vorteil mit 0,03 Prozent pro Entfernungskilo-
meter. Theoretisch könnten Sie stattdessen 
auch ein Fahrtenbuch führen. Das ist in der 
Handhabung aber nicht ganz einfach und 
lohnt sich aufgrund der niedrigen Steuer-
belastung fast nie.

Unabhängig davon, ob Sie ein E-Bike oder 
ein Pedelec fahren, können Sie in der Steu-
ererklärung stets die Entfernungspauschale 
von 0,30 Euro für jeden Entfernungskilo-
meter ansetzen. Wohnen Sie also beispiels-
weise 10 Kilometer von Ihrer Arbeitsstätte 
entfernt und arbeiten 220 Tage im Jahr, 
ergibt sich eine Entfernungspauschale von 
660 Euro. Ab dem 21. Kilometer erhöht 
sich die Pauschale seit 2021 auf 0,35 Euro. 
Allerdings wird hier der einfache Fahrweg 
gezählt, davon profi tieren also nur Radler, 
die jeden Tag insgesamt mehr als 40 Kilo-
meter auf dem Drahtesel zurücklegen. Sport-
lich, mit einem guten E-Bike aber machbar
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Für den Arbeitgeber können sich aus den 
Leasing- und Versicherungsraten übrigens 
auch steuerliche Vorteile ergeben. Damit 
wäre ein Dienstrad in Gehaltsverhand-
lungen leichter durchzusetzen als der Wert 
des Fahrrads als Lohnsteigerung. Es gibt 
auch zahlreiche Drittanbieter, die Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber über Leasing-Ange-
bote dabei unterstützen, Dienstfahrräder 
zur Verfügung zu stellen. Lust auf mehr 
Bewegung und frische Luft? Dann sprechen 
Sie den Chef bei der nächsten Gehaltsrunde 
doch mal auf ein Dienstfahrrad an – es lohnt 
sich, auch dank großzügiger steuerlicher 
Stützräder von Vater Staat. 

Rudolf Gramlich ist Steuerexperte beim 
Lohnsteuerhilfeverein Steuerring.

A
chim Karpf ist ein technik-
begeisterter Strom-Selbst-
versorger. Seine beiden 
Teslas – Model 3 und S – 
versorgt der Journalist und 
Unternehmer mit selbstpro-

duziertem Solarstrom von seinem Hausdach 
in Ebersberg, südöstlich von München. Auch 
dank seiner Photovoltaikanlage ist er in fünf 
Jahren nie wegen leerer Batterien liegen-
geblieben. Allerdings hinterlässt die Zeit 
ihre Spuren. So hat die Kapazität der Batterie
in seinem Tesla S bereits um 8 Prozent ab-
genommen, obwohl Karpf den Lithium-
Ionen-Akku schont. Er entlädt ihn nie tiefer 
als 20 Prozent und lädt ihn nie höher als auf 
80 Prozent seiner Kapazität. Auch schwankt 
die Kapazität der Akkus jahreszeitenbe-
dingt. Obwohl im Winter eine Wärmepumpe 
die Batterie im Model 3 eine Stunde vor der 
ersten Fahrt auf die richtige Betriebstem-
peratur bringt, ist die Reichweite bei Kälte 
zwischen 10 und 15 Prozent kürzer.
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Die Erfahrungen des Elektroenthusiasten 
zeigen, wie stark die elek trische Zukunft 
der Autoindustrie von den Stromspeichern 
in den Fahrzeugen abhängt. In der heute 
gelebten und gefahrenen Praxis ist der 
Lithium-Ionen-Akku das Maß der Dinge. 
Doch hat die Technologie eine Reihe von 
Nachteilen. Dazu zählen beispielsweise die 
benötigten knappen Rohstoffe wie Lithium 
oder Kobalt, die unter umweltschädlichen 
und oft menschenunwürdigen Bedingungen 
gewonnen werden. 

Dementsprechend sind die Anforde-
rungen an die Batterie der Zukunft groß 
und komplex: Sie bietet eine möglichst 
hohe Reichweite, hat kurze Ladezeiten 
und bringt wenig Gewicht auf die Waage. 
Außerdem überzeugt sie durch einen güns-
tigen Preis, hohe Energiedichte und Lang-
lebigkeit, verträgt viele Ladezyklen und 
verliert über die Zeit nur wenig Kapazität. 
Dann ist sie sicher und einfach zu warten, 

wird im Betrieb nicht warm und ist nur in 
geringem Umfang brennbar. Schließlich ist 
die ideale Batterie einfach zu recyceln und 
die verbauten Rohstoffe zu einem hohen 
Grad wiederverwertbar. All das – und 
noch mehr – steht in den Wunschlisten und 
Entwicklungsplänen von Autoherstellern, 
Forschungsinstituten und Start-ups.

Weltweit wird an der Nachfolge der lithi-
umbasierten Technik geforscht, hersteller-
unabhängig beispielsweise auch in Deutsch-
land bei Polis – dem Post Lithium Storage 
Cluster of Excellence –, an dem das Karlsruher 
Institut für Technologie, die Universität 
Ulm und weitere Partner beteiligt sind. 
Auch Hersteller investieren viel in diese 
Zukunft: Allein Volkswagen forscht laut 
der Automesse IAA gleich an 24 verschie-
dene Techniken. Auf dem „Battery Day“ des 
Unternehmens kündigte VW-Chef Herbert 
Diess jüngst den Bau von sechs Fabriken an, 
die neuartige Stromspeicher produzieren 
sollen. 

Feststoffzellen gehören zu den hoch 
gehandelten Zukunftstechniken, deren 
Serienreife Volkswagen zusammen mit 
dem amerikanischen Start-up Quantum-
Scape vorantreiben will. Die Feststoffzelle 
hat zwar eine Kathode, doch die Anode 
fehlt. Außerdem besitzt sie kein fl üssiges 
Elektrolyt, sondern ein keramisches, das 
nicht brennbar ist. Dadurch bilden sich 
keine Ablagerungen, die zu Kurzschlüssen 
in den Batteriezellen führen können. Batte-
rien dieser Art sollen ein bis zu 60 Prozent 
schnelleres Aufl aden ermöglichen und von 
null auf 80 Prozent in 15 Minuten schaffen. 
Die Kapazität soll nach 800 Aufl adungen bei 
80 Prozent und die Energiedichte um 50 bis 
100 Prozent höher liegen als bei herkömm-
lichen Lithium-Ionen-Akkus. Auch extrem 
niedrige Temperaturen sollen der Leistung 
des Stromspeichers nichts anhaben können.

Immer wieder werden noch größere 
Fortschritte gemeldet. So haben Ende 2020 
der Fraunhofer Forschungsverbund und die 
niederländische Forschungsorganisation 
TNO die Entwicklung einer Feststoffbat-
terie namens „Sald“ bekanntgegeben. Dank 

einer dünneren Schicht zwischen Anode 
und Elektrolyt soll Sald mindestens 1000, 
möglicherweise sogar 2000 Kilometer Reich-
weite bieten und in 20 Minuten vollständig 
geladen werden können. Die Forschungs-
gruppe rechnet ab etwa 2023 mit einem 
Einbau der Batterie in serienproduzierte 
E-Autos. Kürzlich meldete eine chinesische 

Forschergruppe, eine Batterie auf Basis von 
Phosphor und Graphit entwickelt zu haben, 
die nach nur zehn Minuten Ladezeit eine 
Reichweite von 500 Kilometern bietet.

Bis zu einem echten Durchbruch ist der 
Weg wohl noch weit: „Sensationsmeldungen 
über eine Superbatterie oder den Zwei-Milli-
onen-Kilometer-Akku sind Wunschträume“, 

erklärt der Hamburger Dirk Kunde, der 
auf seiner Website „Drehmoment“ und als 
„Youtuber“ die Mobilität von morgen erklärt. 
„Zurzeit geht es in erster Linie noch darum, 
aus der herkömmlichen Lithium-Ionen-
Technik mehr herauszuholen“, sagt er. Zu 
sehen ist das beim Elektro-Pionier Tesla, der 
auf die bekannte Technik setzt. Ein neues 

Batteriedesign soll die Reichweite erhöhen 
und die Ladezeiten dramatisch verkürzen 
und dabei gleich noch Gewicht, Größe und 
Kosten der Batterie deutlich verringern. 
Auch BMW und Daimler arbeiten an der 
Weiterentwicklung der Batterie mit dem fl üs-
sigen Elektrolyt und haben je 300 Millionen 
Dollar in das US-Start-up „Nano“ gepumpt, 
das den Kohlenstoff in der Anode durch 
siliziumhaltige Verbundstoffe ersetzen will. 
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Elektroauto-Experte Kunde glaubt aller-
dings auch, dass in fünf bis zehn Jahren die 
Lithium-Batterien mit Elektrolyt-Flüssigkeit 
durch Feststoffbatterien ersetzt werden 
könnten. Das hätte auch Vorteile für die 
Sicherheit, denn die Elektrolyt-Flüssigkeit 
brenne beim Kontakt mit Sauerstoff. „Der 
sogenannte Thermal-Runaway-Effekt sorgt 
dafür, dass ein Feuer von einer Batteriezelle 
auch auf 3000 andere Zellen übergreift“, 
erklärt Kunde. Das Ergebnis: Brennende 
Batterien sind sehr schwer zu löschen. Ein 
weiteres Problem seien die hohen Stromver-
luste, die beim Laden entstehen. Zwischen 
15 und 25 Prozent des Stroms aus der Lade-
säule, so der ADAC, landen nicht in der 
Batterie des Autos, sondern gehen zum 
Beispiel durch Reibungsverluste verloren. 

Ganz anders wird beim chinesischen 
Autohersteller Nio gedacht. Geplant ist auch 
hier eine Feststoffbatterie mit Kathoden aus 
Nickel und Anoden aus Silizium und Kohlen-
stoff, die aber vom Fahrer bei Bedarf nicht 
geladen, sondern komplett gewechselt wird. 
Dauer nach eigenen Angaben: 4,6 Minuten 
– inklusive Parken. Voraussetzung dafür 
sind weltweit fl ächendeckend verfügbare 
Wechselstationen. In China funktioniert das, 
über zwei Millionen Batteriewechsel hat Nio 
schon vorgenommen, doch international 
spielt der Hersteller mit drei Modellen auf 
dem Markt eher eine Nebenrolle. Auch sehen 
Experten und Konkurrenten die Wechsel-
technik kritisch: Tesla hatte sie nach einem 
Test in Kalifornien wieder abgeschafft.

In Zukunft ohne Lithium
Batterien gehören zu den Schlüsseltechnologien von Elektroautos. Reichweite, Effi zienz und Ladezeiten entscheiden über Erfolg oder Misserfolg. 

Das Wettrennen um die beste Technik ist in vollem Gang. Feststoffbatterien haben gute Chancen.  Von Helge Denker
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Das Ende des Verbrenners 
naht. Für Unternehmen 
wird es höchste Zeit, sich auf 
eine smarte, leistungsfähige 
Ladeinfrastruktur für ihre 
zukünftige E-Flotte vorzu-
bereiten.
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A
llmählich zeichnet sich das Ende 
des Verbrennungsmotors ab, sogar 
Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer zeigte sich kürzlich offen 

für den Abschied von Benzin und Diesel. 
Während Länder wie das Vereinigte König-
reich ein Verkaufsverbot der Verbrenner ab 
2030 bereits beschlossen haben, sind ähn-
liche Pläne hierzulande noch nicht geäußert 
worden. Dennoch hat sich die Bundesregie-
rung ehrgeizige Ziele gesetzt: Bis 2030 sollen 
bis zu zehn Millionen Elektrofahrzeuge 
auf Deutschlands Straßen unterwegs sein. 
Dafür soll außerdem die nötige Infrastruktur 
von einer Million Ladepunkten geschaffen 
werden.

Zahlreiche Unternehmen sind bereits 
dabei, ihre Flotten – zumindest teilweise – zu 
elektrifi zieren, um die gesetzten Nachhaltig-
keitsziele zu erreichen. Um den aktuellen 
und vor allem den künftigen Anforderungen 
ihrer E-Flotten Rechnung zu tragen, sollten 
Firmen bereits jetzt in eine intelligente und 
skalierbare Ladeinfrastruktur investieren. 
Obwohl die meisten Unternehmen aktuell 
noch mit einen Flottenmix aus Verbrennern 
und E-Autos planen, legen sie damit schon 
jetzt den Grundstein für eine in Zukunft voll-
elektrische Flotte.
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Einfach zu verwaltende und kostenspa-
rende Lösungen senken die Hürden für den 
Umstieg auf die E-Mobilität. Möglich macht 
das ein umfassendes Ökosystem an Lade-
lösungen, das Flottenmanagern die nötigen 
Tools bietet, um ihre komplette Ladeinfra-
struktur zu überwachen, zu analysieren und 
zu verwalten. Außerdem lassen sich Lade-
punkte mit einer solchen Lösung per Fern-
zugriff steuern. Flottenmanager erhalten 
so Echtzeiteinblicke in die Nutzung und die 

Kosten ihrer Ladeinfrastruktur. Das verein-
facht die Verwaltung der Ladepunkte, erhöht 
die Flotteneffi zienz und senkt die Gesamt-
betriebskosten. Wenn Flottenbesitzer die 
Nutzungsrechte für Ladepunkte und unter-
schiedliche Preise für verschiedene Nutzer-
gruppen festlegen können, wird das Laden 
am Arbeitsplatz für Angestellte attraktiver. 
Da sie günstiger oder sogar umsonst laden 
können, während sie im Büro sind, müssen 
sie ihr Fahrzeug seltener unterwegs laden 
– so bleiben die Betriebskosten der Flotten
gering.

Intelligente Ladelösungen bieten eine 
weitere wichtige Funktion, die den büro-
kratischen Aufwand verringert und die 
Abrechnung von Ladevorgängen der Mitar-
beiter vereinfacht: die automatische Rück-
erstattung. Mit dieser Funktion werden 
Angestellten, die ihren Firmenwagen 
zu Hause laden, die dabei entstandenen 
Stromkosten automatisch am Monatsende 
zurückerstattet. Das macht den Arbeitgeber 
attraktiver für Mitarbeiter, die sich auf eine 
zeitnahe Rückerstattung dieser monatlichen 
Ausgaben verlassen können, und spart dem 
Arbeitgeber gleichzeitig administrativen 
Aufwand. Es senkt auch die Hemmschwelle, 
zu Hause einen eigenen Ladepunkt für das 
Laden des Firmenwagens installieren zu 
lassen.

Letztlich profi tieren auch Unternehmen 
von Mitarbeitern, die ihren elektrischen 
Firmenwagen regelmäßig zu Hause laden. 
Da die Politik erkannt hat, dass viele Plug-
in-Hybride die meiste Zeit als Verbrenner 
gefahren werden, gibt es Überlegungen, 
die Förderhöhe des Umweltbonus an den 
Anteil elektrisch zurückgelegter Kilometer 
zu koppeln. Sollten diese Pläne umgesetzt 
werden, werden die Förderbeträge stark 
davon abhängen, ob die Mitarbeiter ihren 
Hybrid regelmäßig laden und somit mehr 
elektrisch fahren.

Wenn Unternehmen zumindest die teil-
weise Elektrifi zierung ihrer Flotten planen, 
sollten sie einerseits darauf achten, wie 
umfassend das Ökosystem an Ladelösungen 
eines Anbieters ist. Dadurch müssen sie 
beim Umstieg auf die E-Mobilität nicht auf 
mehrere verschiedene Lösungen zurück-
greifen. Es gibt sogar Karten, mit denen 
Tank- und Ladevorgänge bezahlt werden 
können. Auf einer Gesamtrechnung 
werden die Ladevorgänge genauso wie die 
Tankkartengebühren abgerechnet – eine 
Komplettlösung für gemischte Flotten. 
Mindestens genauso wichtig ist es aber, auf 
die Ladepunkt-Abdeckung für das Laden 
unterwegs zu achten. Auf dem Markt gibt es 

zahlreiche Ladepunktbetreiber, und damit 
Fahrer sicher sein können, immer Zugang zu 
einem verfügbaren Ladepunkt in ihrer Nähe 
zu haben, bedarf es Roaming-Abkommen. 
Das bedeutet, dass Fahrer mit nur einer 
Karte oder einem Abonnement Zugang zu 
den Ladenetzwerken verschiedener Partner 
haben.

Die Zahl der E-Autofahrer in Europa 
wächst ständig, und Roaming – auch Inter-
operabilität genannt – trägt zur Verrin-
gerung der Reichweitenangst bei. Bei der 
Auswahl einer Ladekarte für die eigene 
Flotte sollten Unternehmen unbedingt 
darauf achten, auf welchen Routen ihre 
Mitarbeiter regelmäßig fahren werden und 
ob die in Betracht gezogene Karte Zugang zu 
den meisten Ladepunkten auf diesen Strecken 
bietet. Um einen Großteil der benötigten 
Ladepunkte mit nur einer Karte nutzen zu 
können, sollten Firmen auf einen Mobility 
Service Provider mit starker Ladepunkt-
abdeckung setzen. Fahren die Mitarbeiter 
öfter längere Strecken, muss zudem auf die 
Abdeckung mit Schnellladepunkten entlang 
von Autobahnen geachtet werden.
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Womöglich machen sich Unternehmen vor 
dem Umstieg auf die E-Mobilität Sorgen. Mit 
den richtigen Lösungen sind diese allerdings 
unbegründet. Firmen sollten darauf achten, 
einen Anbieter auszuwählen, der über ein 
vollständiges Ökosystem an Ladelösungen 
verfügt, mit dem sich die eigene Lade-
infrastruktur überwachen, analysieren 
und verwalten lässt. Ideal sind Systeme, die 
beispielsweise einen vollständigen Einblick 
in das Ladeverhalten und die anfallenden 
Gebühren bieten. Das hilft bei der Reduzie-
rung der Gesamtbetriebskosten.

Darüber hinaus sollten Flottenbesitzer 
sicherstellen, dass ihre Ladekarte Zugang 
zu den meisten öffentlichen Ladepunkten 
ermöglicht. Bei NewMotion gelingt das 
über Roaming-Abkommen mit mehr als 
200 Partnern. Dadurch haben E-Autofahrer 
unterwegs Zugang zu mehr als 200 000 
öffentlichen Ladepunkten in 35 euro-
päischen Ländern. Sobald diese beiden 
Faktoren umgesetzt sind – ein umfassendes 
Ökosystem intelligenter Ladelösungen und 
eine hervorragende Ladepunkt-Abdeckung 
– steht dem erfolgreichen Einstieg in die
E-Mobilität nichts mehr im Weg.

Klaus Schmidt-Dannert ist Regional Mana-
ger DACH bei NewMotion.

Bereit für die Ladeanforderungen 
von morgen

Mit dem Finanzamt 
auf Fahrradtour

M
digungen zum Thema reihen sich die Super-
lative aneinander. Die Vision einer Wasser-
stoff-Wirtschaft ist allgegenwärtig, manch
einer proklamiert gar den Übergang in eine 
Wasserstoff-Gesellschaft. Die Klima-Allianz 
Deutschland, ein zivilgesellschaftliches
Bündnis von über 140 Organisationen, be-
grüßt ausdrücklich, dass mit der Nationalen
Wasserstoffstrategie nun ein Rahmen für die
systematische Erschließung der Wasserstoff-
Potentiale in Deutschland geschaffen wurde. 

entscheidenden Umstand nicht hinwegtäu-
schen: Wasserstoff bleibt auf absehbare Zeit
ein knappes und teures Gut. Seine Herstel-
lung ist energieaufwendig und deutlich inef-
fi zienter als die direkte Nutzung von Strom. 
Nachhaltig ist Wasserstoff nur, wenn er aus
erneuerbaren Energien gewonnen wird.
Anders als erneuerbarer, auch „grüner“ 
Wasserstoff genannt, sollte der sogenannte
„blaue“ Wasserstoff aus fossilem Erdgas 
nicht öffentlich gefördert werden. Klima-
schädliche fossile Energieträger haben im 
Energiesystem der Zukunft keinen Platz.

Damit sich Wasserstoff in der Klimabilanz 
positiv auswirkt, müssen die für ihn benö-
tigten beträchtlichen Mengen an Strom aus
zusätzlichen erneuerbaren Quellen gedeckt 
werden. Doch der Erneuerbaren-Ausbau 
in Deutschland stockt. Noch immer fehlt 
ein konsistentes Gesamtkonzept, um dem 
verschleppten Ausbau der Windenergie an
Land wieder neuen Schwung zu verleihen. 
Beim Blick auf das jüngst wieder reformierte
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) reibt
man sich verwundert die Augen. Der klima-
politische Handlungsdruck ist groß und die
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„Functions on Demand“ 
verändern die Art und 
Weise, wie Neuwagen 
konfi guriert und 
Gebrauchtfahrzeuge 
aufgefrischt werden, sagt 
Jan Burgard, Chef der 
auf automobile Themen 
spezialisierten Strategie-
beratung Berylls, im 
Interview.

Herr Burgard, was haben wir uns 
unter „Functions on Demand“ im Auto  
vorzustellen?

Das ist ein neuer Weg, Optionen fürs Auto 
zu verkaufen. Musste sich der Kunde früher 
beim Kauf entscheiden, welche Ausstattung 
sein Wagen haben sollte, kann er jetzt immer 
mehr Extras auch nachträglich dazubuchen 
und sie mit einem Fingertipp auf dem Touch-
screen aktivieren – sei es nun ein intelligen-
terer Tempomat bei Tesla, die Navigation in 
einem Audi oder eine besonders sportliche 
Servolenkung bei einem Porsche. Fast so, als 
würde er eine neue App auf sein Smartphone 
laden. Und anders als die Ledersitze oder 
das Schiebedach ist das keine Entscheidung 
für die Ewigkeit. Sondern viele dieser Funk-
tionen werden auch im Abo oder für kurze 
Zeiträume angeboten.

Woher kommt dieser Trend?
Dafür sehe ich vor allem drei Gründe: Zum 
einen müssen die Hersteller versuchen, über 
die Laufzeit des Fahrzeugs hinaus mehr 
Umsatz mit den Autos zu generieren und 
mit dem Kunden im Geschäft zu bleiben. 

Zum anderen müssen sie dramatisch die 
Komplexität ihrer Produktpalette und die 
Vielfalt der Varianten reduzieren. Deshalb 
werden standardisierte Komponenten 
verbaut, die allerdings erst bei Freischaltung 
genutzt werden können oder deren vollum-
fängliche Nutzung erst dann erlebbar ist. 
Das ist billiger, als manche Autos mit und 
manche ohne zu produzieren. Und zu guter 
Letzt spielt ihnen der steigende Anteil der 
Software im Auto in die Hände: Weil immer 
mehr Funktionen nicht mehr mechanisch 
sondern elektronisch generiert werden, weil 
die Autos ständig online sind und die Soft-
ware permanent aktualisiert wird, haben 
sie überhaupt erst die Möglichkeit, neben 
kostenlosen Updates auch kostenpfl ichtige 
Upgrades aufzuspielen.

Was haben die Fahrer – und bei Dienst-
wagen auch die Flottenbetreiber – von 
diesem Prinzip?

Sie können ihr Auto nicht nur immer auf 
dem neusten Stand halten und etwa von 
weiterentwickelten Assistenzsystemen profi -
tieren, ohne gleich den Wagen wechseln zu 
müssen. Sondern sie können ihn auch ihren 
aktuellen Bedürfnissen und vor allem ihren 
fi nanziellen Möglichkeiten anpassen: Statt 
einer gut ausgestatteten C-Klasse bestellt 
man dann vielleicht eine spartanische 
E-Klasse und bucht alle paar Monate ein
neues Extra dazu. Oder es gibt parallel zur
Beförderung ein Budget für neue Funk-
tionen. Und Flottenmanager können so
zudem den Restwert steuern, durch Abo-
Kündigungen den Preis senken oder durch
neue Funktionen die Verkaufschancen
verbessern.

Wie verändert dieses neue Prinzip den 
Kaufprozess?

Hersteller und Kunde haben künftig deut-
lich mehr Möglichkeiten. Zwar muss man 
sich deshalb auch länger und öfter mit der 
Konfi guration beschäftigen und hat das nach 
dem Kauf nicht aus dem Sinn. Doch es gibt 
viel mehr Flexibilität und nur noch wenige 
fi nale Entscheidungen. Überfl üssige Extras 
wird man schnell wieder los und fehlende 
kann man problemlos nachbuchen. Und 
wer seinen Kunden als Händler Lust machen 
will auf ein paar neue Features, der schaltet 
sie wie ein Probeabo für die Zeitung eben 
für einen Monat frei, um den Fahrer auf den 
Geschmack zu bringen.

Wo würden sie die Grenze ziehen?
Functions on Demand sind nur dort sinnvoll, 
wo sie dem Kunden einen echten Mehrwert 
bieten, den ihm etwa eine App auf dem 
Telefon nicht genauso bieten würde. Das 

kann Zeit sein, weil die Navigation besser 
oder der Autopilot intelligenter wird, oder 
das kann Spaß sein, weil ein Auto dann 
plötzlich besser beschleunigt, sportlicher 
um die Kurve fährt oder mit einer indi-
viduellen Lichtsignatur einfach besser 
aussieht. Doch der Grat zwischen Update 
und Upgrade ist schmal und das Risiko, den 
Kunden zu verprellen, groß. Deshalb sollten 
die Hersteller lieber wenige und dafür gute 
Funktionen anbieten, als einfach nur Masse 
zu machen.

Lassen sich alle Extras als Functions on 
Demand darstellen? Ist das also das Ende 
der Aufpreisliste, wie wir sie kennen?

Nein, es wird immer auch ein paar Hard-
ware-Optionen geben, für die man sich bei 
der ersten Bestellung entscheiden muss. 
Räder und Reifen, Schiebedach, Sitzbe-
züge und natürlich nicht zuletzt die Zahl 
der Zylinder oder die Kapazität der Akkus 
kann man nachträglich kaum verändern. 
Erst recht nicht ohne Werkstattbesuch. 
Doch schon bei der Leistung eines E-Motors 
sieht das wieder etwas anders aus. Aber 
auch wenn wir künftig weiterhin Kreuz-
chen machen müssen im Konfi gurator, 
sind die Hersteller angesichts des Kosten-
drucks und der ausufernden Modellpaletten 
während der Transition zur Elektromobilität 
gezwungen, ihre Komplexität dramatisch zu 
reduzieren. Preislisten dick wie Illustrierte 
gehören damit der Vergangenheit an.

Das Interview führte Thomas Geiger.
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Batteriedesign soll die Reichweite erhöhen 
und die Ladezeiten dramatisch verkürzen 
und dabei gleich noch Gewicht, Größe und 
Kosten der Batterie deutlich verringern. 
Auch BMW und Daimler arbeiten an der 
Weiterentwicklung der Batterie mit dem fl üs-
sigen Elektrolyt und haben je 300 Millionen 

 gepumpt, 
das den Kohlenstoff in der Anode durch 

Elektroauto-Experte Kunde glaubt aller-
dings auch, dass in fünf bis zehn Jahren die 
Lithium-Batterien mit Elektrolyt-Flüssigkeit 
durch Feststoffbatterien ersetzt werden 
könnten. Das hätte auch Vorteile für die 
Sicherheit, denn die Elektrolyt-Flüssigkeit 

Der 
sogenannte Thermal-Runaway-Effekt sorgt 
dafür, dass ein Feuer von einer Batteriezelle 

, 
erklärt Kunde. Das Ergebnis: Brennende 
Batterien sind sehr schwer zu löschen. Ein 
weiteres Problem seien die hohen Stromver-
luste, die beim Laden entstehen. Zwischen 
15 und 25 Prozent des Stroms aus der Lade-
säule, so der ADAC, landen nicht in der 
Batterie des Autos, sondern gehen zum 

Ganz anders wird beim chinesischen 
Autohersteller Nio gedacht. Geplant ist auch 
hier eine Feststoffbatterie mit Kathoden aus 
Nickel und Anoden aus Silizium und Kohlen-
stoff, die aber vom Fahrer bei Bedarf nicht 
geladen, sondern komplett gewechselt wird. 
Dauer nach eigenen Angaben: 4,6 Minuten 
– inklusive Parken. Voraussetzung dafür 
sind weltweit fl ächendeckend verfügbare 
Wechselstationen. In China funktioniert das, 
über zwei Millionen Batteriewechsel hat Nio 
schon vorgenommen, doch international 
spielt der Hersteller mit drei Modellen auf 
dem Markt eher eine Nebenrolle. Auch sehen 
Experten und Konkurrenten die Wechsel-
technik kritisch: Tesla hatte sie nach einem 

M
it der Verabschiedung 
der Nationalen Wasser-
stoffstrategie ist ein regel-
rechter Hype um Was-
serstoff ausgebrochen. In 
den zahlreichen Ankün-

digungen zum Thema reihen sich die Super-
lative aneinander. Die Vision einer Wasser-
stoff-Wirtschaft ist allgegenwärtig, manch 
einer proklamiert gar den Übergang in eine 
Wasserstoff-Gesellschaft. Die Klima-Allianz 
Deutschland, ein zivilgesellschaftliches 
Bündnis von über 140 Organisationen, be-
grüßt ausdrücklich, dass mit der Nationalen 
Wasserstoffstrategie nun ein Rahmen für die 
systematische Erschließung der Wasserstoff-
Potentiale in Deutschland geschaffen wurde. 

Die Euphorie darf jedoch über einen 
entscheidenden Umstand nicht hinwegtäu-
schen: Wasserstoff bleibt auf absehbare Zeit 
ein knappes und teures Gut. Seine Herstel-
lung ist energieaufwendig und deutlich inef-
fi zienter als die direkte Nutzung von Strom. 
Nachhaltig ist Wasserstoff nur, wenn er aus 
erneuerbaren Energien gewonnen wird. 
Anders als erneuerbarer, auch „grüner“ 
Wasserstoff genannt, sollte der sogenannte 
„blaue“ Wasserstoff aus fossilem Erdgas 
nicht öffentlich gefördert werden. Klima-
schädliche fossile Energieträger haben im 
Energiesystem der Zukunft keinen Platz.
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Damit sich Wasserstoff in der Klimabilanz 
positiv auswirkt, müssen die für ihn benö-
tigten beträchtlichen Mengen an Strom aus 
zusätzlichen erneuerbaren Quellen gedeckt 
werden. Doch der Erneuerbaren-Ausbau 
in Deutschland stockt. Noch immer fehlt 
ein konsistentes Gesamtkonzept, um dem 
verschleppten Ausbau der Windenergie an 
Land wieder neuen Schwung zu verleihen.  
Beim Blick auf das jüngst wieder reformierte 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) reibt 
man sich verwundert die Augen. Der klima-
politische Handlungsdruck ist groß und die 

Wasserstoffambitionen der Bundesregie-
rung sind hoch. Dennoch wurden weder die 
Ausbauziele für 2030 im Rahmen der Novelle 
angehoben, noch fi ndet sich der durch 
Wasserstoffstrategie und Sektorenkopplung 
absehbar wachsende Stromverbrauch im 
Mengengerüst des EEG wieder. Da erscheint 
es beinahe folgerichtig, dass auch die im 
Gesetz verankerten konkreten Ausbau-
pfade für Sonne und Wind weit hinter den 
Erforder nissen zurückbleiben. 
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Wie soll die Vision einer erneuerbaren 
Wasserstoff-Wirtschaft so Realität werden? 
Ohne eine ambitionierte Ausbaustrategie 
für die Erneuerbaren droht dem Traum 
vom grünen Wasserstoff ein jähes Ende. 
Grüner Wasserstoff wird über den Prozess 
der Elektrolyse von Wasser mit Strom aus 
erneuerbaren Energien hergestellt. Daraus 
folgt, dass mit einem Ausbau der grünen 
Wasserstoffproduktion die Ausweitung 
der inländischen Elektrolysekapazitäten 
dringend notwendig ist. Gemäß den Zielen 
der Nationalen Wasserstoffstrategie soll bis 
2030 eine inländische Elektrolyseleistung 
von bis zu 5000 Megawatt errichtet werden. 
Wasserstoff mit einem Energiegehalt von 
14 Milliarden Kilowattstunden soll so in 
Deutschland erzeugt werden – bei einem 
geschätzten Bedarf von 90 bis 110 Milliarden 
Kilowattstunden. Damit müsste Deutsch-
land mindestens 85 Prozent seines dann 
benötigten Wasserstoffs aus dem Ausland 
importieren. 

Importabhängigkeit bleibt auch in 
einer Wasserstoff-Wirtschaft ein kriti-
sches Thema. Bei der Entwicklung einer 
Importstrategie für grünen Wasserstoff 
müssen Nachhaltigkeitskriterien von vorn-
herein die Richtschnur bilden. Importe 
erneuerbaren Wasserstoffs müssen an klare 
Nachhaltigkeitskriterien geknüpft sein, um 
sicherzustellen, dass die lokale Bevölkerung 
in den Herstellungsländern, besonders im 

globalen Süden, auch von der Produktion 
profi tiert. Ein nachhaltiger Umgang mit 
dem Wasserhaushalt der Exportländer, 
die Vermeidung von Landnutzungskon-
fl ikten und die Wahrung der Menschen-
rechte müssen sichergestellt werden. 
Dafür sind Beteiligungsprozesse und 

Beschwerdebefugnisse für die lokale Bevöl-
kerung und Zivilgesellschaft notwendig.

Auch in den Exportländern muss der 
Energiebedarf für den erneuerbaren Wasser-
stoff aus zusätzlichen Kapazitäten an erneu-
erbaren Energien gedeckt werden. Diese 
müssen über den Ausbau hinausgehen, 

der für die Dekarbonisierung der jeweils 
lokalen Energieversorgung notwendig ist. 
Wenn Kohlekraftwerke in Südafrika oder 
Australien länger liefen, weil erneuer-
bare Energien für den Export von grünem 
Wasserstoff abgezogen werden, wäre dies 
kontraproduktiv für den Klimaschutz und 

für die regionale Entwicklung. Die Bundesre-
gierung hat eine globale Verantwortung und 
darf den eigenen Ausbau erneuerbarer Ener-
gien nicht in andere Weltregionen auslagern. 
Vielmehr sollte die nun anstehende Öffnung 
der Energiewende zur Welt insgesamt für 
eine Beschleunigung der internationalen 
Transformation nutzbar gemacht werden. 
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Volkswirtschaftlich ist Wasserstoff nur 
dann sinnvoll, wenn wir uns auf die Anwen-
dungen fokussieren, in denen bessere Alter-
nativen – allen voran die direkte Elektrifi zie-
rung – nicht verfügbar sind. Dafür kommen 
vor allem die Stahl- und chemische Industrie 
sowie die Schiff- und Langstreckenluftfahrt 
in Frage. Aber auch hier kann der Einsatz 
synthetischer Kraftstoffe nur ein letztes 
ergänzendes Mittel zur Emissionsminde-
rung sein – wenn zuvor alle Potentiale der 
Bedarfsreduktion und Effi zienzsteigerung 
ausgeschöpft wurden.

Im Pkw-Bereich muss der Einsatz 
synthetischer Kraftstoffe konsequent aus -
geschlossen werden. Batterieelektrische 
Antriebe sind hier deutlich effi zienter. 
Der Schwerpunkt muss ohnehin auf einer 
umfassenden Verkehrswende mit Verkehrs-
vermeidung und dem Ausbau von Schiene 
und öffentlichem Verkehr liegen. Gleiches 
gilt für den Wärmesektor: Statt Wasserstoff 
müssen elektrische Wärmepumpen und 
Wärmedämmung im Vordergrund stehen.

Last, but not least: Damit wir zuverlässig 
Strom haben, wenn der Wind nicht weht und 
die Sonne nicht scheint, brauchen wir erneu-
erbaren Wasserstoff in Dunkelfl auten-Kraft-
werken. Ohne Zweifel: Wasserstoff ist ein 
wichtiger Baustein für eine klimaneutrale 
Wirtschaft und Gesellschaft. Ein Allheil-
mittel ist er jedoch nicht.

Christiane Averbeck ist Geschäftsführerin 
der Klima-Allianz Deutschland und Mitglied 
im Nationalen Wasserstoffrat.

Wasserstoff – aber richtig 
Die Nationale Wasserstoffstrategie Deutschlands muss sich an Klimaschutz und Nachhaltigkeit orientieren. 

Der großskalige Einsatz von Wasserstoff im Pkw-Bereich und in der dezentralen Gebäudewärme ist klimapolitisch ein Irrweg.  Von Christiane Averbeck
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„Ausstattung kauft man 
künftig wie Apps“
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D
urchschnittlich 33 000 Kilo-
meter pro Jahr tourten Fir-
men-Pkw bis 2019 noch über 
die Straßen – in der Spitze 
waren es schon mal 150 000. 
Mit der Pandemie und den 

verschiedenen Lockdowns endete auch an 
vielen Stellen die Vielfahrerei. Dienstreisen, 
Treffen mit Kolleginnen und Kollegen an 
anderen Standorten, Messebesuche oder 
Meetings beim Kunden fi elen aus. „Wir sehen 
derzeit bei unseren Kunden sogar Fälle von 
50 000 bis 100 000 Minderkilometern wenige 
Monate vor Vertragsende“, so Ilona Janssen, 
Senior Partnerin bei Expense Reduction 
Analysts, einer Beratungsgesellschaft für 
Kostenmanagement. 
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Nun schauen viele Leasingnehmer in das 
Kleingedruckte ihrer Leasingverträge 
und sind zumindest überrascht, wenn 
nicht sogar befremdet. Zwar gibt es für die 
weniger als vereinbart gefahrenen Kilo-
meter Geld zurück. Allerdings bevorzugen 
die Bedingungen bei den Rückerstattungen 
häufi g den Leasinggeber. „Abzüglich einer 
üblichen Toleranz von 2500 Kilometern 
werden in der Regel nur maximal 7500 Kilo-
meter erstattet. Bei Mehrkilometern gibt 
es nach oben keine Grenze“, sagt Beraterin 
Janssen. Hinzu kommt, dass für Minder-
kilometer oft nur ein Bruchteil von dem 
gutgeschrieben wird, was für Mehrkilometer 
nachgezahlt werden müsste. Ein Verhältnis 
von etwa 1:3 ist am weitesten verbreitet. 

Folglich erhöht sich mit der Endab-
rechnung auch die Leasingrate für jeden 
tatsächlich gefahrenen Kilometer. Experten 
kritisieren dies schon seit langem. Der Wert-
verlust pro Mehrkilometer weiche nicht in so 
starkem Maße vom Wertgewinn pro Minder-
kilometer ab. „Einen niedrigeren Satz sollten 
Sie nicht akzeptieren“, so der ADAC. Leider 
haben das viele jedoch guten Gewissens 
getan. Schließlich wurden bis vor einem 
Jahr Geschäftswagen meist noch verlässlich 

bis ans Limit gefahren wurden. Leasing-
nehmer wären deshalb gut beraten, bereits 
bei Vertragsabschluss auf die Möglichkeit 
einer Rekalkulation, einer Neuberechnung, 
zu achten. 

Dabei wird der Vertrag so geändert, als 
wäre er beispielsweise für 100 000 statt 

150 000 für Kilometer Laufl eistung abge-
schlossen worden. Abzüglich einer Bear-
beitungsgebühr wird die Erstattung dann 
auf die Leasingraten der Restlaufzeit ange-
rechnet. Einige Leasingfi rmen bieten eine 
regelmäßige Anpassung an. Dann reduziert 
oder erhöht sich die Leasingrate, allerdings 

nicht das Ungleichgewicht. „Flottenverträge 
müssten diesen Punkt klar und fair regeln; 
sonst fällt der Vorteil eher mager aus“, so 
Kostenmanagerin Janssen. 

Gegen Verträge, die nicht rekalkuliert 
werden können und deren Minderkilometer 
ungünstig abgerechnet werden, ist wohl 

nichts zu machen. Auf eine Störung der 
Geschäftsgrundlage durch Corona nach 
Paragraph 313 BGB werde sich ein Leasing-
nehmer voraussichtlich nicht berufen 
können, so die Juristen des ADAC. Nach 
vorherrschender Rechtslage ist es das Risiko 
des Leasingnehmers, wenn er das geleaste 
Fahrzeug nicht in dem Umfang nutzen kann, 
wie es ursprünglich von ihm vorgesehen 
war. Bei Kilometerverträgen gibt es nach 
einer aktuellen Entscheidung des Bundes-
gerichtshofs nicht einmal ein gesetzliches 
Widerrufsrecht (VIII ZR 36/20).

Laut der Marktforschungsgesellschaft 
Dataforce sind im ersten Pandemiejahr die 
Leasingquoten bei Flotten ab 100 Pkw im 
Bestand um fast 5 Prozentpunkte gesunken. 
Rund 22 Prozent der Unternehmen wollen 
in zukünftigen Leasingverträgen die Lauf-
leistung reduzieren. Dann könnten aller-
dings eventuelle Mehrkilometer zum Bume-
rang werden. Es ist keine neue Erkenntnis, 
dass Geschäftsverläufe immer häufi ger auch 
nichtviralen Schwankungen unterliegen und 
damit auch die Mobilitätsbedarfe in Produk-
tion, Vertrieb und Logistik. Somit wächst der 
Wunsch nach fl exiblen Lösungen, bei denen 
Laufzeiten und -leistungen nicht wie in Stein 
gemeißelt sind. 

In diese Kategorie fallen sogenannte 
„offene“ Leasing-Vertragsmodelle. Bei diesen 
nutzt der Leasingnehmer im Gegensatz zu 
den üblichen „geschlossenen“ Verträgen 
mit limitierter Laufzeit und -leistung einen 
Pkw oder Transporter so viel, so wenig und 
so lange, wie er ihn benötigt. Die Leasing-
rate deckt ähnlich einem Darlehensver-
trag den reinen Finanzierungsaufwand 
ab; die Endabrechnung erfolgt nach dem 
Wiederverkaufserlös. „Der Shutdown führt 
Unternehmen auf das wirklich Notwendige 
zurück und lässt den Grundgedanken des 
Leasings wieder aufl eben: nur für das zu 
zahlen, was man tatsächlich nutzt“, so Majk 
Strika, Geschäftsführer des Fuhrparkmana-
gers ARI Fleet Germany. Bei geschlossenen 
Verträgen basiere die effektiv gezahlte 
Rate dagegen auf einem kalkulatorischen 
Restwert, verschiedenen Gebühren und 

festlegten Limits. Jede Änderung entfalte 
eine Kostendynamik.

Ein Rechenbeispiel verdeutlicht dies 
eindrucksvoll. Einmal angenommen, die 
monatliche Rate eines Leasingvertrags 
liegt bei 500 Euro, und für die Laufzeit von 
36 Monaten wurde eine Laufl eistung von 
120 000 Kilometern vereinbart. Der Mehr-
kilometer kostet 12 Cent, und jeder Minder-
kilometer wird mit 4 Cent Euro vergütet. 
Die Deckelung liegt bei 7500 Kilometer. Hat 
das Auto am Ende 140 000 auf dem Tacho, 
wurden also 20 000 mehr als vereinbart 
gefahren, werden 2400 Euro nachberechnet 
– die Leasingrate beträgt dann 14,5 Cent je 
Kilometer. Demgegenüber werden bei 20 000 
Minderkilometern nur 300 Euro erstattet, 
die Leasingrate pro Kilometer beträgt 
22,1 Cent. Mehr noch: Stellt man ein nicht 
benötigtes Fahrzeug einfach in die Garage, 
hat man am Ende 17 700 Euro bezahlt und 
gibt der Leasingfi rma ein fast nagelneues 
Auto zurück. Bei einem Full-Service-Leasing 
könnte man wenigstens die Dienstleistungs-
anteile kündigen, soweit der Vertrag dies 
zulässt. 
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Der ADAC rät: „Man sollte stets versuchen, 
gemeinsam mit dem Leasinggeber eine 
Vertragsanpassung vorzunehmen. Es ist zu 
vermuten, dass manche Leasinggeber darauf 
eingehen werden, allein um ihre Kunden zu 
behalten.“ Große Fuhrparks mit mehreren 
hundert Fahrzeugen können womöglich auf 
Kulanz hoffen, jedenfalls eher als Selbstän-
dige. Darauf wetten würde wohl niemand.

Ein Auto zu kaufen und danach vielleicht 
einen Kredit abstottern zu müssen – das 
gilt immer noch als Los der kleinen Leute. 
Der clevere Unternehmer dagegen nutzt das 
Leasing mit günstigen Raten und Services 
speziell für Vielfahrer. In der Pandemie geht 
die Rechnung für viele plötzlich nicht mehr 
auf. Nun sind Lösungen gefragt, die die 
„intelligente Alternative zum Kauf“ noch ein 
Stück intelligenter machen. 

Weniger fahren und doch mehr zahlen?
Viele geleaste Firmenwagen bleiben wegen Corona-Homeoffi ce weit unter den vereinbarten Kilometerlimits. 

Das spart zwar Benzin und Reifengummi, verteuert aber de facto die Leasingrate. Fuhrparks suchen nach Alternativen.  Von Manfred Godeck
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Plug-in-Hybride sind beliebte 
Dienstwagen in Deutschland, 
aber nicht für jedes Fahr-
profi l geeignet. Flottenver-
antwortliche sollten prüfen, 
für welche Mitarbeitenden 
sich ein Plug-in-Hybrid 
anbietet und wie die Beleg-
schaft an die neue Hybrid-
technologie herangeführt 
werden kann. Auch weil 
Ladekabel hierzulande oft 
originalverpackt bleiben.
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E
r ist Motivation, Lohnausgleich und 
gelegentlich die letzte Chance auf 
ein Arrangement in Bewerbungsge-
sprächen: der Dienstwagen. Rund 

zwölf Prozent der Beschäftigten in Deutsch-
land fahren einen, und starke Zuwächse 
verzeichneten im vergangenen Jahr vor 
allem die Plug-in Hybrid Electric Vehicles 
(PHEV). Damit weisen Fuhrparks in Unter-
nehmen eine ähnliche Entwicklung auf wie 
der gesamte Automobilmarkt, in dem die 
Neuzulassungen der PHEV im Jahr 2020 
um 342  Prozent auf über 200 000 Fahrzeuge 
anstiegen. Aktuell hat diese Antriebsform 
einen Marktanteil von derzeit fast sieben 
Prozent. Benzinbetriebene Pkw stellen 
noch 46,7  Prozent der Neuzulassungen, der 
Dieselanteil beträgt nur noch 28,1 Prozent. 
Erdgas-, wasserstoff- oder biokraftstoffge-
triebene Fahrzeuge spielen im Antriebsmix 
keine nennenswerte Rolle. 
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Die Popularität von PHEV für die private 
und geschäftliche Nutzung lässt sich einfach 
erklären. Er kombiniert die Vorteile des 
Verbrennungsmotors mit denen des Elektro-
antriebs: emissionsfrei im Stadtverkehr, 
niedriger Verbrauch im Mischbetrieb und 
große Reichweite durch den Verbrenner. 
Hinzu kommen staatlich geförderte 
Prämien beim Umstieg auf E-Autos und 

Plug-in-Hybride: Es zeichnet sich ein klarer 
Trend im Beschaffungsmanagement hin zu 
umweltfreundlicheren Antriebsarten ab. Als 
Firmenwagen kommen aktuell vorzugsweise 
PHEV-Fahrzeuge aus den Kategorien obere 
Mittelklasse und Sports Utility Vehicles 
(SUV) zum Einsatz.

Verändert haben sich allerdings auch 
Zielgruppen und Streckenprofi le. Waren 
früher hauptsächlich Diesel gefragt, bieten 
jetzt unterschiedliche alternative Antriebe 
eine differenzierte Wahl der besten Antriebs-
form im Unternehmen. Interessant sind zum 
Beispiel Teilstromer, wenn wenig gefahren 
wird und der Elektromotor regelmäßig 
geladen werden kann. Bei der Investition in 
einen elektrifi zierten Fuhrpark sind Unter-
nehmen gut beraten, sich im Vorfeld über 
Themen wie Laufl eistungsgrenzen, Lade-
möglichkeiten am Wohn- und Arbeitsort 
und bei Kunden zu informieren. Aber auch 
die Fahrweise des Nutzenden muss in die 
Kalkulation einfl ießen. Zudem sollten Fuhr-
parkleiter darauf achten, unterschiedliche 
Ladeszenarien und Kraftstoffkosten in die 
TCO-Berechnung aufzunehmen, um sich ein 
umfassendes Bild machen zu können. 

Der Plug-in-Hybrid als Firmenwagen 
ist nicht nur wegen seines niedrigen 
CO

2
-Ausstoßes beliebt: Muss bei einem 

konventionell angetriebenen Fahrzeug 
monatlich pauschal ein Prozent des 
Bruttolistenpreises versteuert werden, 
halbiert sich die Bemessungsgrundlage 
bei einem teilelektrifi zierten Fahrzeug 
unter bestimmten Voraussetzungen. Dass 
sich PHEVs bei der sinngemäßen Nutzung 
auszahlen, steht außer Frage. Doch kommt 
es eben auf die richtige Nutzung des 
Fahrzeugs an. Daher sind entsprechende 
Nutzungsvereinbarungen mit den Dienst-
wagenfahrenden für Unternehmen ebenso 
wichtig wie die fi nanziellen Aspekte bei der 
Anschaffung eines Plug-in-Hybrids. 

Mit einer solchen Vereinbarung sollten 
Fuhrparkverantwortliche den überwie-
genden Betrieb des Dienstwagens im 
Elektromodus festlegen und damit die 
regelmäßige Ladung an der Steckdose. 
Dienstwagenfahrende verpfl ichten sich,  
die darin festgeschriebenen Richtlinien des 
Unternehmens einzuhalten und das Fahr-
zeug entsprechend der Vorgaben zu nutzen. 
So wird gewährleistet, dass das Dienst-
fahrzeug seinen Zweck erfüllt und nach-
haltig betrieben wird. Über regelmäßige 
Reportings und die Überprüfung der Alltags-
bedingungen sind Fuhrparkverantwortliche 
zudem in der Lage sicherzustellen, dass 
weitere Kostenfallen vermieden werden. 

Mit einer Nutzungsvereinbarung allein 
ist es allerdings nicht getan. Ein Hauptgrund 
dafür, dass viele Plug-in-Hybride bei Ablauf 
des Leasingvertrages mit einem original-
verpackten Ladekabel zum Leasinggeber 
zurückgehen, liegt oft in der Unwissen-
heit der Dienstwagenberechtigten. Häufi g 
verstehen sie die Antriebstechnik nicht oder 
sind schlichtweg zu bequem, den Wagen 
aufzuladen. Hier müssen Unternehmen 
ansetzen und die Mitarbeitenden sensi-
bilisieren. Denn klar ist auch: Neben dem 
höheren Anschaffungspreis für das Fahr-
zeug drohen bei der falschen Verwendung 
zudem steigende Verbrauchskosten – trotz 
oder gerade wegen der Elektromotoren. 

Nicht selten wundern sich vor allem 
Fahrende von Plug-in-Hybriden mit großen 
Verbrennungsmotoren über gestiegene 
Verbrauchskosten. Der Grund liegt zumeist 
darin, dass die Fahrzeuge nicht (mit Strom) 
geladen wurden. Ohne die Unterstützung 
durch die E-Maschine kommt ein Plug-in-
Hybrid aufgrund des höheren Gewichts 
leicht auf Spritverbräuche jenseits von zehn 
Litern pro 100 Kilometer. Und die fahrzeug-
interne Aufl adung des Akkus macht den 
Verbrenner noch durstiger. 
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Dem können Firmen mit einer Reihe an 
Maßnahmen entgegenwirken. Eine Analyse 
des Fahrprofi ls beispielsweise verhindert, 
dass Unternehmen trotz der Elektrifi zierung 
des Fuhrparks unerwartete Mehrkosten 
entstehen. Flottenverantwortliche sollten 
daher frühzeitig evaluieren, welche Mitar-
beitende sich für einen Plug-in-Hybriden 
eigenen. Firmeninterne Workshops und 
Schulungen eignen sich hervorragend, um 
den Dienstwagenberechtigten die Beson-
derheiten eines Plug-in-Hybriden und 
die damit verbundenen Anforderungen 
näherzubringen. 

Abschließend bieten spezielle Fahrtrai-
nings zusätzlichen Mehrwert. Dabei lernen 
Dienstwagenfahrende nicht nur sicherheits-
bewusst, sondern ebenfalls nachhaltig und 
umweltbewusst zu fahren. Das führt zu 
weniger Unfällen sowie einer wirtschaftli-
cheren und nachhaltigeren Flotte. Denn ein 
Mehrverbrauch verursacht nicht nur höhere 
Kosten, sondern führt die Umweltbilanz der 
Flotte ad absurdum.

Katharina Schmidt ist Head of Consulting & 
Arval Mobility Observatory (AMO) & Leitung 
Fuhrpark bei der Arval Deutschland GmbH.

Hybride Fuhrparks wirtschaftlich 
und nachhaltig betreiben

Für die digitalen Innovationen 
einer zukünftigen Mobi lität 
sind Daten die Voraussetzung. 
In Europa und Deutschland 
müssen deshalb Daten-
souveränität und über-
greifende Governance-
Grundsätze von Anfang an 
mit gedacht werden.
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U
nser Mobilitätssystem unterliegt 
einem stetigen Wandel, und gegen-
wärtig wird das Gesamtsystem 
besonders stark fordert. Für die 

bereits geltenden Klimaschutzregeln im Ver-
kehr auf nationaler und europäischer Ebene 
werden schärfere Grenzwerte diskutiert. 
Hinzu kommen die umfassende Digitalisie-
rung und seit gut einem Jahr die Auswirk-
ungen der Corona-Pandemie. 

Umso mehr müssen wir unseren Blick 
auf die Möglichkeiten richten, die mit der 
Transformation der Mobilität langfristig 
einhergehen. Die derzeitigen Entwick-
lungen in den Bereichen digitalisierter und 
vernetzter Mobilität, Kreislaufwirtschaft 
und Elektromobilität bieten vor allem eine 
Chance, unsere Mobilität zukunftsfähig 
auszurichten. Unter zukunftsfähig verstehen 
wir ein nachhaltiges, kundenfreundliches 
und wettbewerbsfähiges Mobilitätssystem, 
das den Industriestandort Deutschland mit 
attraktiven Arbeitsplätzen sichert. 
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Innovationen sind die Voraussetzungen, 
damit uns das tatsächlich gelingt. Sie 
stellen nicht nur einen wichtigen Hebel für 
die wirtschaftliche Erholung dar, sondern 
sind essentiell für Zukunftsfähigkeit und 
Fortschritt. Die Digitalisierung ist einer 
unserer stärksten Innovationsmotoren. Im 
Verkehr sind Vernetzung und Automatisie-
rung wesentliche Treiber, kundenfreund-
liche Mobilitäts- und Transportangebote 
zu entwickeln und das Verkehrssystem 
als Ganzes fl exibler, effi zienter, sicherer 
und klimafreundlicher aufzustellen. Die 

gesellschaftlichen Erwartungen und Anfor-
derungen sind hoch. Gewünscht wird eine 
einfache, jederzeit verfügbare, bezahlbare 
und komfortable Mobilität. Bei Flotten-
betreibern und Logistikunternehmen 
steht darüber hinaus die Optimierung von 
betrieblichen Prozessen und wirtschaftliche 
Aspekte im Vordergrund. 

Mit einer plattformbasierten Mobilität 
bietet sich eine Lösung, die Verfügbarkeit 
und Nutzung unterschiedlicher Verkehrs-
mittel (Intermodalität) nachfrageorientiert, 
zu beliebiger Zeit und gegebenenfalls in 
Kombination (Multimodalität) innerhalb 
einer Route ermöglicht. Dafür braucht es 
ein Ökosystem, das einen sicheren Daten-
austausch zwischen Fahrzeugherstellern, 
Mobilitätsanbietern und Infrastruktur-

bereitstellern leistet. Die aktuelle Situation 
aus Insellösungen könnte somit in ein inte-
griertes Mobilitätserlebnis überführt und 
neue Dienstleistungen umgesetzt werden. 

Reisen oder Transporte sollten vom 
Start- bis zum Endpunkt digital erfasst, 
geplant, gebucht und abgerechnet werden 
können. Die Digitalisierung ist auch für 
Flotten betreiber ausschlaggebend. Die Wahl 
der Verkehrsmittel soll nach Kundenprä-
ferenzen wie Zeit, Kosten, Komfort oder 
Klimafreundlichkeit getroffen werden 
können. Zusätzlich können weitere Dienste 
die Flexibilität für die Nutzenden erhöhen. 
Kombiniert man mittels intelligenter Vernet-
zung beispielsweise günstige und zeitspa-
rende Alternativangebote, indem man die 
Taktung der Verkehrsmittel mitberücksich-
tigt, werden Wartezeiten erheblich verkürzt. 

Eine effi ziente Organisation benötigt 
neben den unterschiedlichen Mobilitätsan-
geboten und -diensten eine enge Verzah-
nung mit der Verkehrsinfrastruktur. Dies 
gilt in besonderem Maße, wenn automati-
sierte Fahrfunktionen und perspek tivisch 
autonome Flotten eingesetzt werden. 

Automatisierte Mobilität ist ein wichtiger 
Baustein eines multimodalen Systems, das 
eine sichere, attraktive und umweltfreund-
liche Mobilität bei weniger Verkehr bietet. 
Fahrerlose Shuttles werden höher ausge-
lastet, binden den öffentlichen Personen-
nahverkehr und Schienenverkehr besser an 
und verbrauchen weniger öffentliche Fläche. 
Deutschland könnte hier mit seinem Geset-
zesentwurf zum Betrieb von Fahrzeugen, 
die das automatisierte Fahren auf Level 4 
leisten, international zum Vorreiter werden.

Es ist wichtig, dass Mobilitätsanbieter – 
in gleichberechtigter sowie gleichverpfl ich-
tender Weise – ihre Dienste gesamtgesell-
schaftlich sinnvoll und unter Wahrung der 
eigenen Geschäftsinteressen bereitstellen 
können. Voraussetzung dafür ist eine diskri-
minierungsfreie und geregelte Nutzung der 
verfügbaren Mobilitätsdaten, die die Daten-
souveränität gewährleistet. Dafür werden 
übergreifende Governance-Grundsätze für 
Datenaustausch, ID-Management, Sicher-
heitsarchitektur und Interoperabilität sowie 
Haftungs- und Schlichtungsfragen benötigt. 

Im Projekt Datenraum Mobilität der 
Bundesregierung und auf europäischer 
Ebene im Projekt GAIA-X werden diese 
Themen derzeit mit Partnern aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft gebündelt und 
in die Tat umgesetzt. Ziel ist, Daten auf Basis 
klarer Regeln und auf Grundlage europäi-
scher Werte und Normen sektorübergrei-
fend sichtbar zu machen, den Zugang zu 
Mobilitäts daten zu erleichtern und vorhan-
dene Daten auf freiwilliger Basis am Markt 
zur Verfügung zu stellen. 

Viele derzeit noch offene Fragen, die sich 
aus dem Kontext von digitalisierter Mobilität 
ergeben, können erst unter Alltagsbedin-
gungen vollständig beantwortet werden. 
Deshalb ist die frühzeitige Erprobung der 
digitalen Mobilitätswelten unter Einbindung 
aller Nutzergruppen ein entscheidender 
Faktor für die gesellschaftliche Akzeptanz 
und den Erfolg. 

Das im Frühjahr 2020 gestartete 
Reallabor für digitale Mobilität in der 
Metropolregion Hamburg testet mit rund 
30 Unternehmen und Partnern innovative 
Mobilitätskonzepte im Personen- und Güter-
verkehr und bindet vor Ort Bürgerinnen und 
Bürger in die Entwicklungen mit ein. 

Prof. Dr. Henning Kagermann ist 
Vorsitzender der Nationalen Plattform 
Zukunft der Mobilität (NPM), Frank Weber 
ist Leiter der AG 3 Digitalisierung für den 
Mobilitätssektor der NPM und Mitglied des 
Vorstands der BMW AG, Entwicklung.

Digitalisierung schafft 
nutzerfreundliche Mobilität

Deutschland könnte mit 
seinem Gesetzesentwurf 

zum Betrieb von 
Level-4-Fahrzeugen 
international zum 
Vorreiter werden.

Der Entwicklungsstand ist sehr unter-
schiedlich und differenziert nach einzelnen
Anwendungen. Wir sehen erste Pilotprojekte
mit fahrerlosen Shuttles als Ergänzung des 
öffentlichen Personennahverkehrs. Das ist 
eine sehr attraktive Option, weil man so den 
ländlichen Raum, für den oft nur morgens
und abends eine Busverbindung in die
Stadt existiert, besser erschließen kann. Die 
Shuttles kann man über eine App bestellen, 
sie werden von einer Leitzentrale begleitet 
und fahren nur auf dezidierten Strecken, die
man leichter ändern kann als die Gleise einer 
Straßenbahn. Wir nennen dies betreiber-
basierte Automatisierung. Auf der anderen
Seite gibt es die fahrerbasierte, ich nenne 
es lieber fahrerzentrierte Automatisierung, 
in der der Fahrer wählen kann, ob er selbst
fahren möchte oder gefahren werden will.

Automatisiertes Fahren ist in der Produk-
tion, der Logistik oder der Landwirtschaft
weit verbreitet. Hier ist es wesentlich
einfacher, autonome Fahrzeuge einzu-
setzen. Die Fahrzeuge bewegen sich nicht
im öffentlichen Raum, sondern auf dem 
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vermuten, dass manche Leasinggeber darauf 

hundert Fahrzeugen können womöglich auf 

Herr Eckstein, wie ist der aktuelle Stand 
der Entwicklung beim autonomen 
Fahren?

Der Entwicklungsstand ist sehr unter-
schiedlich und differenziert nach einzelnen 
Anwendungen. Wir sehen erste Pilotprojekte 
mit fahrerlosen Shuttles als Ergänzung des 
öffentlichen Personennahverkehrs. Das ist 
eine sehr attraktive Option, weil man so den 
ländlichen Raum, für den oft nur morgens 
und abends eine Busverbindung in die 
Stadt existiert, besser erschließen kann. Die 
Shuttles kann man über eine App bestellen, 
sie werden von einer Leitzentrale begleitet 
und fahren nur auf dezidierten Strecken, die 
man leichter ändern kann als die Gleise einer 
Straßenbahn. Wir nennen dies betreiber-
basierte Automatisierung. Auf der anderen 
Seite gibt es die fahrerbasierte, ich nenne 
es lieber fahrerzentrierte Automatisierung, 
in der der Fahrer wählen kann, ob er selbst 
fahren möchte oder gefahren werden will.

Wie sieht das in den Betrieben aus?
Automatisiertes Fahren ist in der Produk-
tion, der Logistik oder der Landwirtschaft 
weit verbreitet. Hier ist es wesentlich 
einfacher, autonome Fahrzeuge einzu-
setzen. Die Fahrzeuge bewegen sich nicht 
im öffentlichen Raum, sondern auf dem 

Betriebsgelände beziehungsweise eigenem 
Grund und Boden und nutzen dort vom 
Menschen abgegrenzte Bereiche. Die Schwie-
rigkeit, die man heute noch hat, ist, dass der 
menschliche Operator mit manchem Fahr-
zeug schneller umgehen kann. Ein Mensch 
führt Arbeiten mit einem Gabelstapler 
beispielsweise dreimal schneller aus als ein 
automatisierter, da Letzterer sehr vorsichtig 
ist und alles sequentiell abarbeitet. Der 
Mensch ist an der Stelle noch produktiver. 

Sie sagen „noch“?
Die Produktivität der technischen Lösung 
muss und kann man steigern. Das ist 
machbar. Es gibt aber auch ganze Fabriken, 
die kein klassisches Fließband mehr haben, 
sondern automatisierte Plattformen, die 
die zukünftigen Produkte von einer zur 
nächsten Fertigungsstation fahren. Hier ist 
die Entwicklung sehr weit, Ähnliches gilt für 
die automatisierten Lager von Amazon.

Wie steht die deutsche Automobilindus-
trie beim autonomen Fahren im interna-
tionalen Vergleich da?  

Schauen wir kurz in die Vergangen-
heit: 1995, an meinem ersten Tag in der 
Forschung der damaligen Daimler-Benz AG, 
wurde ich mit einer S-Klasse automatisiert 
auf der Bundesstraße B 10 gefahren – mit 
Abstand halten, Spur wechseln et cetera. Der 
Kofferraum war vollgepackt mit Rechnern, 
der Aufwand war gigantisch. Damals war 
Deutschland defi nitiv führend im automati-
sierten Fahren, heute nicht mehr.

Warum ging der Vorsprung verloren? 
Wir haben in Deutschland, und das hat 
historische Gründe, eine klare Trennung 
zwischen ziviler Forschung und dem mili-
tärischen Sektor. Universitäten und viele 
Firmen engagieren sich bewusst nicht im 
militärischen Bereich. Als die Darpa, das 
ist der Forschungsarm des amerikanischen 
Verteidigungsministeriums, Wettbewerbe 
im Bereich autonomes Fahren ausge-
schrieben hatte, machten viele deutsche 

Unternehmen nicht mit. In anderen Ländern 
wie den Vereinigten Staaten oder Israel, 
aber auch in China, gibt es diese Berüh-
rungsängste nicht. Da gibt es eine engere 
Zusammenarbeit. Einige Start-ups in den 
Vereinigten Staaten arbeiten auch für das 
Militär, da spielt Geld keine so große Rolle, 
wenn es darum geht, schnell etwas Neues zu 
entwickeln.

Wo stehen wir in Deutschland heute? 
In Summe stehen wir gar nicht so schlecht 
da. Aber am weitesten, um fünf Jahre 
voraus, ist Waymo, die Tochter von Google.

Und Tesla?
Tesla ist nicht zu unterschätzen. Elon Musk 
geht bewusst andere Wege als unsere 

etablierte Automobilindustrie. Musk hat 
entscheidende Prinzipien aus der IT ins 
Kraftfahrzeug übertragen und ein Konzept, 
das es ihm erlaubt, Softwarekomponenten 
einfach auszutauschen. In Deutschland 
kooperieren die Autohersteller eng mit 
Zulieferern und machen, spitz gesagt, wenig 
selbst. Oft wissen sie daher nicht, was in 
einzelnen Steuergeräten genau abläuft – 
müssen das auch nicht, denn die Verant-
wortung für das jeweilige System liegt beim 
Zulieferer. Das macht Tesla komplett anders.

Welchem Sensor gehört die Zukunft? 
Musk lehnt die Lidar-Technologie ab, weil 
sie beispielsweise bei Nebel schwächelt. 

Musk weiß auch, dass man aus Sicherheits-
gründen drei Sensorprinzipien braucht 

– seine Lösung könnte ein in der Automo-
bilindustrie neues Sensorprinzip sein, das
eines bildgebenden Radars. Das gibt es im
militärischen Bereich schon lange und gilt
als zu teuer für den Automobilbereich. Ich
würde fast darauf wetten, dass Tesla mit
einem bildgebenden Radar kommt, vielleicht
mit einem selbstentwickelten Sensor.

Wird es Volkswagen oder andere etab-
lierte Hersteller schaffen, aufzuholen oder 
gar die Führung zu übernehmen?

Ich wäre vorsichtig. Mit den richtigen 
Leuten kann man viel bewirken. Aber 
die etablierte Automobilindustrie muss 
die komplette Arbeitsweise umstellen. In 
der Vergangenheit haben die Hersteller 
wesentliche Systeme wie zum Beispiel zur 

Fahrdynamikregelung oder zur Fahreras-
sistenz bei Zulieferern eingekauft. Dabei geht 
es nicht nur um Effi zienz und Kompetenz, 
sondern auch um Risikoverteilung. Kommt 
es trotz umfangreicher Absicherungs-
prozesse zu gravierenden Unfällen in Verbin-
dung mit einer neuen Technologie, teilen sich 
heute Zulieferer und Hersteller den Schaden. 
Für kleine Hersteller ist es nahezu unmög-
lich, ein Fahrzeug mit all seinen Systemen 
selbst zu entwickeln.

Wie beurteilen Sie den Entwicklungsstand 
in China?

Die lassen sich nicht wirklich in die Karten 
schauen, aber manche Entwicklungen und 
Tendenzen sieht man doch. Zum Beispiel 
bei den Shuttles fi ndet man in China einen 
anderen Ansatz. Wir sagen, die ganze 
Sensorik und Intelligenz muss im Fahrzeug 
sein. In China sehen wir Konzepte, bei denen 
die einzelnen Fahrzeuge nur über begrenzte 
Sensorik und Intelligenz verfügen, da sie Teil 
eines Systems mit einer zentralen Intelligenz 
und Steuerung sowie zahlreichen Infra-
struktursensoren sind. Eine solche zentrale 
Steuerung und Überwachung ist in China 
wesentlich leichter umsetzbar als in Europa. 
Es ist technisch sinnvoll abzuwägen, wie viel 
Intelligenz in den einzelnen Fahrzeugen und 
wie viel außerhalb, also in der Infrastruktur 
und in einer Leitwarte sein kann.

Woran arbeitet die Forschung gerade im 
Bereich autonomes Fahren?

Ich darf momentan ein Leuchtturmpro-
jekt des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung koordinieren, an dem acht 
Universitäten und eine Reihe spezialisierter 
Unternehmen mitarbeiten. Wir erfor-
schen eine modulare Software- und Hard-
warearchitektur für fahrerlose Fahrzeuge, 
die ganz unterschiedlichen Zwecken dienen 
können – vom bereits genannten Shuttle 
über das fahrerlose Taxi und den Liefer-
roboter bis hin zum „fahrenden Wohnzimmer“. 

Das Interview führte Antonie Klotz.

„Die Autoindustrie muss ihre Arbeitsweise umstellen“
Professor Lutz Eckstein von der RWTH Aachen im Interview über den aktuellen Stand beim autonomen Fahren, 

wie sich die deutschen Autohersteller bei der Zukunftstechnologie schlagen und was in China anders läuft. 
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Der rasende Wiedergänger
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 EJF EBOO GºS 7FSCSBVDIFS TPHBS HºOTUJHFS XºSEFO� %FS 7FSCBOE EFS "VUPNPCJMJOEVTUSJF 	7%"
 HFI´SU EFSXFJM [V EFO XFOJHFO HSP�FO HFTFMMTDIBGUMJDIFO ,S¢GUFO
 EJF TJDI P FO HFHFO FJO HFOFSFMMFT 5FNQPMJNJU TUFMMFO� 8PSBO EBT MJFHU  %FS 7%" CFIBVQUFU HFSOF
 FS CFWPS[VHF FCFO FJOFO ̊ QSBHNBUJTDIFO
 VOJEFPMPHJTDIFO "OTBU[ �̆ %PDI WJFMMFJDIU TQJFMU BVDI EJF 1TZDIPMPHJF FJOF 3PMMF VOE EJF "OHTU VN %FVUTDIMBOET JOUFSOBUJPOBMFT *NBHF BVG EFN .BSLU� %FVUTDIF "VUPT HFMUFO BMT BVUPCBIOGFTU
 BMT TJDIFS BVDI CFJ IPIFO (FTDIXJOEJHLFJUFO�8FMDIFO & FLU EJFTFT *NBHF IBU VOE PC FT EVSDI FJO 5FNQPMJNJU ,SBU[FS BCCFL¢NF
 JTU LBVN [V CFVSUFJMFO� 8P BCFS & FLUF EVSDI 5FNQPMJNJUT VOUFSTVDIU XFSEFO L´OOFO
 EB CMFJCU FJOFT GFTU[VIBMUFO� .FOTDIFO LBVGFO JIS "VUP VOBCI¢OHJH WPO ESPIFOEFO )´DITUHSFO[FO� %JF "VUPIBOEFMTQMBUUGPSN NPCJMF�EF IBU JN MFU[UFO .BJ GFTUHFIBMUFO
 EBTT EJF MBVGFOEF %FCBUUF CFJ JIOFO LFJOFO & FLU IBUUF� ˚,MFJOXBHFO VOE .JOJT TJOE OJDIU CFMJFCUFS
 XFJM EJF 1PMJUJL EFO 5FNQP�%FDLFM WFSIBOEFMU�̆"VDI UBUT¢DIMJDIF (SFO[FO ¢OEFSO XPIM XFOJH BN ,BVGWFSIBMUFO� %JF 4DIXFJ[ IBU CFJTQJFMTXFJTF FJOF )´DITUHFTDIXJOEJHLFJU WPO  ,JMPNFUFS
 LBVGU JN %VSDITDIOJUU BCFS /FVXBHFO NJU  1GFSEFTU¢SLFO NFIS BMT %FVUTDIMBOE� &JO BOIBMUFOEFS 5SFOE [V ºCFSUSJFCFO MFJTUVOHTTUBSLFO "VUPT JTU BVDI JO EFO 7FSFJOJHUFO 4UBBUFO [V FSLFOOFO
 PCXPIM EJF "VUPT EPSU WJFMFO SFHJPOBMFO -JNJUT VOUFSMJFHFO VOE OVS JO FJOFS &DLF WPO 5FYBT CJT BVG  ,JMPNFUFS CFTDIMFVOJHFO EºSGFO�
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8FS TDIOFMM BO FJOFN ;JFM BOLPNNFO N´DIUF
 EFS G¢ISU XBISTDIFJOMJDI TDIOFMMFS� 7FSMJFSFO XJS JN 6NLFISTDIMVTT ;FJU
 XFOO BMMF MBOHTBNFS GBISFO  %JFTF 1PTJUJPO WFSUSJUU EBT *OTUJUVU GºS 8FMUXJSUTDIBGU ,JFM� %JSFLUPS 6MSJDI 4DINJEU IBU GºS EFO 'BMM FJOFT BMMHFNFJOFO 5FNQPMJNJUT K¢ISMJDIF 8PIMGBISUTWFSMVTUF [XJTDIFO 
 VOE 
 .JMMJBSEFO &VSP QSPHOPTUJ[JFSU ˑ KF OBDIEFN XJF IBSU EBT -JNJU BVTG¢MMU��CFS EJF #FSFDIOVOHFO XJSE IFGUJH HFTUSJUUFO� 4DINJEU FSSFDIOFU FOUMBOH EFT 5FNQPMJNJUT EVSDITDIOJUUMJDIF M¢OHFSF 'BIS[FJUFO VOE BEEJFSU EJF ;FJUWFSMVTUF OBDI ºCMJDIFN 4UVOEFOMPIO BVG� "VT WJFMFO LMFJOFO 7FS[´HFSVOHFO FOUTUFIFO HSP�F 4VNNFO� *N &NJTTJPOTIBOEFM L¢NF EJF 5POOF $0 WJFM CJMMJHFS� %FS ´LPMPHJTDI BVTHFSJDIUFUF 7FSLFISTDMVC %FVUTDIMBOE VOUFSTUFMMU 4DINJEU FJOF ˚NBLBCSF˘ "VGSFDIOVOH WPO 7FSLFISTUPUFO HFHFO 'BISU[FJUFO
 TUJNNU BCFS BVDI EFS "OBMZTF OJDIU [V� &JO HMFJDIN¢�JHFS 7FSLFIS NJU XFOJHFS (FTDIXJOEJHLFJUTVOUFSTDIJFEFO CFEFVUF JN &SHFCOJT XFOJHFS 4UBVT
 EJF 'BISU[FJUFO L´OOUFO TPHBS LºS[FS BVTGBMMFO�4UJNNU EJF 3FDIOVOH OVO PEFS OJDIU  'FTU[VIBMUFO CMFJCU
 EBTT TJF N´HMJDIF 'BLUPSFO OJDIU CFSºDLTJDIUJHU� -JFHFO EJF JOEJWJEVFMMFO 'BISU[FJUFOVOUFSTDIJFEF JN .JOVUFOCFSFJDI
 FSTDIFJOU EJF 6NSFDIOVOH ºCFS FJOFO 4UVOEFOMPIO EJDL BVGHFUSBHFO� 8JF WJFM QSPEVLUJWFS TJOE .FOTDIFO XJSLMJDI
 XFOO TJF ºCFS EFO 5BH WFSUFJMU FJOF 7JFSUFMTUVOEF 'BISU[FJU TQBSFO  ;VEFN IBCFO 4UVEJFO NFISNBMT CFXJFTFO� %VSDITDIOJUUMJDI TJOLU EJF (FTDIXJOEJHLFJU BVG EFS "VUPCBIO [XBS
 BCFS EJF 4DIXBOLVOH [XJTDIFO EFO "VUPT OJNNU BC� %BT FSI´IU EFO 7FSLFIST VTT� 6OUFSN 4USJDI LPNNFO "VUPT [XBS MBOHTBNFS BO
 BCFS OJDIU TP ESBTUJTDI
 XJF WJFMF EBT FSXBSUFO� (JCU FT XFOJHFS 4UBVT
 TJOE EJF 'BISU[FJUFO WFSM¢TTMJDIFS� %JFTF & FLUF TJOE WPSIBOEFO ˑ ºCFS JISF N´HMJDIF (S´�F VOE ºCFS EFO 4DIBEFO BVG EFS BOEFSFO 4FJUF M¢TTU TJDI TUSFJUFO�˚BCTVSEF 1SJPSJU¢UFOTFU[VOH �̆ &S XPMMF BVTHFSFDIOFU KFU[U
 XP FT ES¢OHFOEF 1SPCMFNF HFCF
 FJOFO ˚HSºOFO 7FSCPUTLBUBMPH˘ BCBSCFJUFO� %B JTU TJF
 EJF FNPUJPOBM HFGºISUF %FCBUUF�

EFS �MLSJTF EFS FS +BISF� )JFS VOE JO TQ¢UFSFO 4UVEJFO IBCFO TJDI VOUFSTDIJFEMJDI HSP�F
 BCFS TUFUT LMBSF &GGFLUF BVG EJF 6OGBMMTUBUJTUJLFSHFCFO�

#MPDLBEFO HFM´TU XFSEFO� BVG EFS BOEFSFO 4FJUF M¢TTU TJDI TUSFJUFO�
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